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Jürgen Plöhn

Die Denkschriften der Evangelischen Kirche 
in Deutschland

'Nicht nur Politologen erscheint die Klassifi-
zierung der Kirchen in der Bundesrepublik 
Deutschland als Interessengruppen auch

1 heute noch als rechtfertigungsbedürftig. An-
geblich sprächen rechtliche Gründe sowie das 
Selbstverständnis der Kirchen gegen eine sol-
che Einordnung, die gleichwohl aus sozialwis-
senschaftlicher Sicht geboten sei 1). Zur Ver-
deutlichung der politologischen Problemsicht

i ist zu betonen, daß der Begriff des Interesses 
I keineswegs auf die materiellen Eigeninteres-
sen einer Person beschränkt ist, sondern eine 
allgemeine menschliche Handlungsorientie-
rung bezeichnet, die insbesondere im Rahmen 
der politischen Willensbildung relevant ist2).

1) Jürgen Weber, Die Interessengruppen im politi-
schen System der Bundesrepublik Deutschland,
Stuttgart 1977, S. 154 ff.; Klaus von Beyme, Interes-
sengruppen in der Demokratie, München 19805,
S. 83 f.
2) Klaus von Beyme (Anm. 1), S. 86; Peter Massing/ 
Peter Reichel (Hrsg.), Interesse und Gesellschaft, 
München 1977.
3) Winfried Steffani, Parlamentarische und präsi- 
dentielle Demokratie, Opladen 1979, S. 33.
4) Wolfgang Huber, Kirche und Öffentlichkeit,

Stuttgart 1973, S. 533 ff., 600 ff.; Klaus Schlaich, Radi-
kale Trennung und Pluralismus, in: Paul Mikat 
(Hrsg.), Kirche und Staat in der neueren Entwick-
lung, Darmstadt 1980, S. 427 ff.; Martin Honecker, 
Protestantismus und Politik, in: Hans Zacher 
(Hrsg.), Kirche und Politik, Düsseldorf 1982, 
S. 118 ff.
5) Winfried Steffani, Pluralistische Demokratie, Op-
laden 1980, S. 117.
6) Axel Frhr. v. Campenhausen, Staatskirchenrecht, 
München 19832, S. 238f.; Ludwig Raiser, Die Denk-
schriften der Evangelischen Kirche in Deutschland 
als Wahrnehmung des Öffentlichkeitsauftrages der 
Kirche, in: Die Denkschriften der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (Denkschriftensammlung), 
Bd. 1/1, Gütersloh 19812, S. 9ff.
7) Dazu Klaus Meyer-Teschendorf, Der Körper-
schaftsstatus der Kirchen, in: Paul Mikat (Anm. 4), 
S. 498 ff.
8) Konrad Hesse, Grundzüge des Verfassungs-
rechts der Bundesrepublik Deutschland, Heidel-
berg 198414, Rdnr. 474.

. ,Es ist dabei unwesentlich, ob die als Interes-
sengruppe handelnde Einheit sich ihrer Wirk-
samkeit als Interessengruppe bewußt ist oder 
nicht. Sie kann vielmehr der festen Überzeu-
gung sein, ihre Auffassungen in höchster Ge-
rechtigkeit und orientiert an Wertvorstellun-
gen von axiomatischer Evidenz zu bilden und 
demgemäß ihre Entscheidungen zu fällen. 
Aber selbst wenn es eine objektiv erkennbare 
Gerechtigkeit gäbe, könnten die altruisti-
schen Diener dieser Wahrheit im politischen 
Entscheidungsprozeß nicht anders denn als 
Interessenvertreter (eben dieser Wahrheit) 
oder Glieder einer Interessengruppe auftre-
ten." 3)
Unbestritten ist heute die Zugehörigkeit der 
Kirchen zum Bereich der Gesellschaft4), die

I. Einleitung

ihrerseits jedoch im pluralistischen Gemein-
wesen mit den staatlichen Institutionen durch 
den Bereich der politischen Öffentlichkeit 
verbunden ist5). Andersartige Selbstinterpre-
tationen weichen im gesamtkirchlichen Be-
reich zunehmend pluralismuskonformen 
Selbstbeschreibungen6). Darüber sollten laut-
stark artikulierte Richtigkeits- und Geltungs-
ansprüche mancher christlicher Gruppen und 
Teilorganisationen nicht hinwegtäuschen.

Auch der vom Grundgesetz durch Inkorporie-
rung von Artikeln der Weimarer Verfassung 
den Kirchen eingeräumte Status als Körper-
schaften des öffentlichen Rechts (Art. 140 GG 
i. V. m. Art. 136 bis 139, 141 WRV)7) vermag 
den Religionsgemeinschaften hinsichtlich ih-
rer politischen Betätigung keine Vorrangstel-
lung zu geben: „Begeben sich die Kirchen ... 
in den weltlich-politischen Bereich, so gelten 
auch für sie die allgemeinen Regeln. Ihre Stel-
lung ist insoweit prinzipiell die gleiche wie 
die aller sonstigen Gruppen, die versuchen, 
auf den politischen Prozeß einzuwirken."8)



II. Historischer Hintergrund

Luthers Schriften über Kauf und Wucher, an 
den christlichen Adel, über das Schulwesen 
oder seine Briefe an verschiedene Landesfür-
sten haben keine kontinuierliche Tradition 
evangelischer Stellungnahmen zu politischen 
und sozialen Fragen der Zeit begründen kön-
nen. Erst nach der Etablierung einer eigen-
ständigen Organisation der evangelischen 
Kirche aufgrund der Weimarer Verfassung 
diskutierten nicht mehr nur einzelne kirchli-
che Gruppen, sondern auch gesamtkirchliche 
Institutionen über soziale und politische Ge-
genwartsfragen9). Um eine kritische Distanz 
zum Staat zu gewinnen, benötigte der deut-
sche Protestantismus darüber hinaus die Er-
fahrungen des nationalsozialistischen Kir-
chenkampfes. Dieser führte insbesondere zur 
Verabschiedung der — 1984 wieder kontro-
vers diskutierten — Theologischen Erklärung 
von Barmen durch die Synode der Bekennen-
den Kirche10 ).

9) Zum Kaiserreich: E. I. Kouri, Der deutsche Prote-
stantismus und die soziale Frage 1870—1919, Berlin 
— New York 1984; zur Weimarer Republik: Johan-
nes Hosemann (Hrsg.), Der Evangelische Kirchen-
bund in seinen Gesetzen, Verordnungen und Kund-
gebungen, Berlin 19322, S. 149 ff. (Quellensamm-
lung).
10) Text in: Kirchliches Jahrbuch (KJ) 1933—1944, 
S. 72 f.
1 1 Text in: Kurt Dietrich Schmidt (Hrsg.), Doku-
mente des irchenkampfes II, 1. Teil, Göttingen 
1964, S. 695 ff.
12) In der Stunde Null, Tübingen 1979.

13) Frankfurter Rundschau Nr. 198 vom 28. 8. 1982.
14)t. 1 Abs. 2 GrdO EKD; Aufgaben und Grenzen 

kirchlicher Äußerungen zu gesellschaftlichen Fra-
gen, Zf. 2; in: Denkschriftensammlung Bd. 1/1, 
S. 43 ff.; Gustav Heinemann, Neue Fakten und For-
men des politischen Engagements der evangeli-
schen Kirche, in: Kurt Aland/Wilhelm Schneemel-
cher (Hrsg.), Kirche und Staat, Berlin 1967, S. 238 f.; 
Heinz-Georg Binder, Barmen heute — Der evange-
lische Christ im Staat des Grundgesetzes, in: epd- 
Dokumentation 13/84, S. 19 ff.
15) Hermann Kunst, Verbindungsstellen zwischen 
Staat und Kirchen. Evangelische Kirche, in: 
HdbStKirchR, Bd. 2, Berlin 1975, S. 273 ff.; Frederic 
Spotts, Kirchen und Politik in Deutschland, Stutt-
gart 1976, S. 126 ff.; Gerd Rauhaus, Gesprächsange-
bot der Kirchen an die Politik, in: Das Parlament, 
Nr. 3 vom 22. 8. 1983.

Die neue Grundhaltung gegenüber dem Staat 
zeigte sich deutlich an der „Denkschrift der 
Vorläufigen Leitung der Deutschen Evangeli-
schen Kirche an den Führer und Reichskanz-
ler" vom 28. Mai 1936 11 ). In diesem Schreiben 
protestierte die Bekennende Kirche gegen 
die nationalsozialistische Prägung aller Le-
bensbereiche und die damit verbundene „Ge-
fahr der Entchristlichung". Es war somit ein 
Dokument der Abwehr. Andere Akzente 
setzte die vom lutherisch geprägten Freibur-
ger „Bonhoeffer-Kreis" verfaßte Studie „Politi-
sche Gemeinschaftsordnung" von 1943, in der 
eine umfassende politische Ordnung neolibe-
raler Prägung entworfen wurde 12 ).

Während diese Schrift heute dem Arbeits-
kreis evangelischer Unternehmer als Bezugs-

grundlage dient13 ), sind die Barmer Erklärung 
und die Denkschrift von 1936 Ausgangs-
punkte für zwei andere Traditionslinien ge-
worden: Zum einen stellen sie historische 
Vorbilder dar für die heutige politisch-kon-
zeptionelle Tätigkeit der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD); zum anderen be-
gründeten diese Dokumente eine Richtung : 
prinzipieller Opposition, die sich über die : 
Nachkriegszeit und die fünfziger Jahre bis in 
die Gegenwart fortgesetzt hat14 ). Nach dem ( 
Zweiten Weltkrieg gab sich die evangelische 
Kirche mit der Grundordnung der EKD vom 
13. Juli 1948 eine — bis 1969 gesamtdeutsche 
— Verfassung. Die Leitungsorgane sind darin i 
in wesentlichen Aspekten nach schweizer 
Muster entworfen. Insbesondere ist der Rat 
nicht durch die Synode abberufbar, sondern 
auf sechs Jahre gewählt.

Für die neue gesamtkirchliche Organisation 
bestanden in der Bundesrepublik Deutsch-
land die für Interessengruppen typischen Ein-
flußmöglichkeiten auf die Politik: „eingebau-
ter" Lobbyismus durch nahestehende Abge-
ordnete, direktes und indirektes Lobbying. 
Für die unmittelbare Kommunikation zwi-
schen kirchlichen Stellen und Bonner Politi-
kern richtete der Rat zum 1. Januar 1950 die 
Stelle des Bevollmächtigten des Rates der 
EKD am Sitz der Bundesrepublik Deutsch- 
land (so die etwas eigentümliche Formulie-
rung) ein15 ). Der Teilnahme an der öffentli-
chen Diskussion politischer Fragen diente in 
den fünfziger Jahren eine Vielzahl relativ 
kurzer Erklärungen der Leitungsorgane, teil-



weise aufgrund von Empfehlungen beraten-
der Kammern veröffentlicht16 ).

16) Verzeichnis bei Karl-Alfred Odin, Die Denk-
schriften der EKD, Stuttgart 1966, S. 230 ff.; zu den 
Kammern: Hans-Peter Braune, Die Kammern der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, in: Zschr. f. 
ev. Kirchenrecht, (1976) 21, S. 131 ff.
17) Otto Heinrich von der Gablentz, Die versäumte 
Reform, Köln 1960, S. 79.
18) Mk. 10, 17ff.: Lk. 12, 15; 1. Kor. 7, 29ff. u. a.
19) Rudolf Uertz, Christentum und Sozialismus in 
der frühen CDU, Stuttgart 1981, S. 48 f.
20) Text in: Denkschriftensammlung Bd. 2, S. 19 ff.; 
zur Vorgeschichte: Eberhard Müller, Entstehung 
und Zielsetzung der kirchlichen Denkschriften zu 
Fragen der sozialen Ordnung, ebd. S. 8 ff.; ders., 
Evangelische Ratschläge zur Sozialpolitik, in: Paul 
Collmer u. a. (Hrsg.), Kirche im Spannungsfeld der 
Politik, Göttingen 1977, S. 120.

Die öffentliche Wirksamkeit dieser häufig in 
stark kirchlich geprägter Sprache verfaßten 
„Worte" beruhte primär auf dem Ansehen der 
kirchlichen Institutionen. Mit der Lockerung 
religiöser Bindungen und wachsender Zahl 
der Kundgebungen mußte ihre Wirkung auf 

die Öffentlichkeit freilich nachlassen17 ). Die 
heftigen Kontroversen der fünfziger Jahre 
über die Grundzüge der politischen und öko-
nomischen Neuorientierung der Bundesrepu-
blik veranlaßten die EKD, längere, argumen-
tative Beiträge zu publizieren — als „Denk-
schrift" erstmals 1962 eine Arbeit zur Eigen-
tumsbildung.

1. Die Eigentumsdenkschrift

Die innere Freiheit des Menschen von sei-
nem Besitz ist eine wesentliche Forderung 
des Neuen Testaments 18).  Soziale Strukturen 
ließ die evangelische Amtskirche jedoch 
lange Zeit unbeachtet, so daß sie noch in den 
späten vierziger und frühen fünfziger Jahren 
keine wesentlichen Beiträge zur wirtschafts-
politischen Kursbes

19
timmung etwa der CDU 

liefern konnte ).
Innerkirchlich entstanden in der Nachkriegs-
zeit Spannungen über die Frage der Eigen-
tumsverteilung. An der Evangelischen Aka-
demie Bad Boll wurde daraufhin ein aus Ex-
pertentagungen hervorgegangener Arbeits-
kreis gebildet, der der Kammer für soziale 
Ordnung ein „sozialethisches Memorandum" 
vorlegte, das nach Beratungen in der Kammer 
dem Rat der EKD als Denkschrift zugeleitet 
und auf dessen Betreiben am 6. April 1962 
veröffentlicht wurde20 ).
Die im Vergleich zu heutigen Arbeiten relativ 
schmale Studie „Eigentumsbildung in sozialer

III. Einzelne Denkschriften

Verantwortung" beginnt mit einer religiösen 
Aussage: „Die Welt, wir Menschen und alles, 
was wir haben, sind ein Werk des göttlichen 
Schöpfers. Jeder Mensch, der Eigentum er-
strebt, hat oder darüber verfügt, soll daran 
denken, daß er und alle Güter Gott zu eigen 
sind" (Zf. 1).
Bewegt sich die Denkschrift mit dieser Fest-
stellung noch im Bereich herkömmlicher Bi-
belauslegung, so geht sie mit den nachfolgen-
den Überlegungen zu Eigentumsfunktionen 
und dem sozialen Wandel in der Industriege-
sellschaft darüber hinaus. Sowohl die gesell-
schaftliche Eingebundenheit des Individuums 
als auch der Konsensbedarf der sozialen Ord-
nung seien gewachsen. Eine grob ungleiche 
Verteilung des Produktivvermögens gefährde 
den Konsens (Zf. 7—10). Daher sei die wirt-
schaftliche Entwicklung der Nachkriegszeit, 
die einseitig die Inhaber von Produktivvermö-
gen begünstigt habe, durch staatliche Maß-
nahmen marktwirtschaftskonform zu korri-
gieren (Zf. 11—21). Konkret empfiehlt die 
Denkschrift die Schaffung von Sparanreizen 
für Arbeitnehmer und die Gewährung eines 
zusätzlichen Einkommensanteils, „der nicht 
zum Verbrauch, sondern zur produktiven Ei-
gentumsbildung bestimmt ist und darum be-
sonderen Bindungen unterliegt" (Zf. 23). Am 
Schluß steht ein Gewissensappell: „Das Ein-
treten für eine Verbesserung der gesellschaft-
lichen Ordnung gehört zu den Diensten, über 
deren rechte Erfüllung wir Gott Rechenschaft 
schulden."
Das Presseecho auf diese neuartige protestan-
tische Redeweise fiel für die EKD unerwartet 
stark und positiv aus. Unter den Verbänden 
reichte die Zustimmung zunächst vom DGB, 



der seine Kritik an der Vermögensverteilung 
bestätigt sah, bis zum BDA, in dessen Organ 
die Studie grundsätzlich ausdrücklich gebil-
ligt wurde. Später setzte sich jedoch auf der 
Arbeitgeberseite eine schroff ablehnende 
Haltung durch; auf der Gewerkschaftseite di-
vergierten die Stellungnahmen zwischen der 
IG Bau (pro) und IG Metall (contra)21 ).

21) Zur „Eigentumsbildung in sozialer Verantwor-
tung", in: Der Arbeitgeber, 14 (1962) 9; Otto Debatin, 
Um die Ertragsbeteiligung der Arbeitnehmer, in: 
Der Arbeitgeber, 14 (1962) 18; Herbert Ehrenberg, 
Die Diskussion um eine gerechtere Vermögensver-
teilung und die Bonner Wirklichkeit, in: GMH, 13 
(1962), S. 724 ff.
22) Zur Rezeption der Denkschrift: Peter Heyde, 
Die Eigentumsdenkschrift der Evangelischen Kir-
che — Was ist aus ihr geworden?, in: Christ und 
Eigentum, Hamburg 1963, S. 204 ff.; Otto Suppert, 
Mitbestimmung durch Eigentum, in: Zschr. f. Ev. 
Ethik, (1963), S. 193 ff. m. w. N.
23) Franz Klüber, Eigentumstheorie und Eigen-
tumspolitik, Osnabrück 1963, S. 202 f.; Oskar Klug, 
Katholizismus und Protestantismus zur Eigentums-
frage, Reinbek 1966.
24) Text in: Denkschriftensammlung Bd. 2, S. 37 ff.
25) Text in: Synodenprotokoll, Stuttgart 1970, 
S. 294.

26) Text in: Denkschriftensammlung Bd. 1/1, 
S. 77 ff.
27) Text u. a. in: Georg Picht, Die Verantwortung 
des Geistes, Olten — Freiburg 1965, S. 411 ff.
28) Präses Joachim Beckmann, Kammervorsitzen-
der Ludwig Raiser, beteiligt auch Bischof Hermann 
Kunst. Zur Vorgeschichte der Denkschrift: Karl- 
Alfred Odin (Anm. 16), S. 147 ff.; Wolfgang Huber 
(Anm. 4), S. 389 ff.

Die Parteien stimmten hingegen der Denk-
schrift einhellig zu: Die Bundesregierung und 
die Mehrheitsfraktionen sahen ihre Privati-
sierungspolitik unterstützt, die Opposition 
fühlte sich in ihrer Kritik bestärkt22 ). Die ka-
tholische Kirche stellte eine geistige Nähe ih-
rer Ansichten zu denen der EKD fest23 ), so 
daß ein bikonfessioneller Arbeitskreis ge-
gründet werden konnte, der 1964 politische 
„Empfehlungen zur Eigentumspolitik" vorleg-
te24 ). Sie wurden — obgleich formell eine pri-
vate Erklärung — als Stellungnahme der Kir-
chen angesehen und trugen zu einer wesent-
lichen Veränderung des 312-DM-Gesetzes 
bei. Nachdem 1970 die Synode der EKD eine 
Entschließung zur Vermögensbildung verab-
schiedet hatte25 ), ist dieses Thema durch die 
Organe der EKD nicht mehr aufgegriffen wor-
den.

Aus heutiger Sicht erscheint die Eigentums-
denkschrift angesichts ihrer halbprivaten Ent-
stehungsgeschichte, ihrer relativ begrenzten 
Thematik und ihres starken Bezugs auf bibli-
sche Texte lediglich als ein erster Schritt der 
Veränderung evangelischer Beiträge zur poli-
tischen Diskussion. Auch in verschiedenen 
Sachfragen setzten spätere Denkschriften an-
dere Akzente.

Hinsichtlich der Argumentationsweise ist zu 
beachten, daß die empfohlene Eigentumspoli-
tik in der Denkschrift als Verwirklichung ei-
ner vorgegebenen, religiös geprägten Gerech-
tigkeit dargestellt wird: Jede Generation habe 
zu prüfen, „wie zwischen Recht und Unrecht 
in der Frage des Eigentums zu unterscheiden 
ist" (Zif. 6). Infolgedessen kommt der durch 
Glauben und Vernunft vermittelten Erkennt-
nis des Guten, nicht aber der kontroversen 
Auseinandersetzung gesellschaftlicher Grup-
pen der zentrale Platz in der Politikkonzep-
tion der Studie zu.

2. Die Ostdenkschrift

Die größte publizistische Resonanz und die 
intensivste wissenschaftliche Analyse hat 
zweifellos die Denkschrift „Die Lage der Ver-
triebenen und das Verhältnis des deutschen 
Volkes zu seinen östlichen Nachbarn" von 
1965 gefunden26 ).

Auslösendes Ereignis für die Erarbeitung der 
Vertriebenen- oder Ostdenkschrift war das 
Bekanntwerden des „Tübinger Memoran-
dums" einiger protestant

27
ischer Intellektueller 

im Februar 1962 ).  Angesichts der Mitwir-
kung führender Vertreter der Kirche an der 
Erklärung28 ) löste die damals provokante For-
derung nach einem Verzicht auf die Wieder-
herstellung der Grenzen von 1937 Fragen 
nach der offiziellen Haltung der EKD aus.

Die mit der Klärung der Problematik betraute 
Kammer für öffentliche Verantwortung erar-
beitete daraufhin unter Anhörung, jedoch 
ohne direkte Einbeziehung der Vertriebenen- 
Organisationen die Denkschrift.
Einleitend verweist der Text auf „den Umfang 
der menschlichen Seite der Katastrophe des 
deutschen Ostens"; jedoch wird zugleich an 
„das menschliche und geschichtliche Schick-
sal der östlichen Nachbarn Deutschlands" und 
an die „schwere politische und moralische 



Schuld" des deutschen Volkes gegenüber sei-
nen Nachbarn erinnert (S. 81).
Zur heutigen Lage der Gebiete jenseits von 
Oder und Neiße heißt es: „Ohne Zweifel sind 
hier Interessen entstanden, an denen keine 
Überlegung vorbeigehen kann" (S. 94). Aller-
dings sei die polnische Herrschaft über diese 
Gebiete noch nicht hinreichend legitimiert 
(S. 104). In der gegebenen Situation werde „das 
Beharren auf gegensätzlichen Rechtsbehaup-
tungen, mit denen jede Partei nur ihre Inter-
essen verfolgt, unfruchtbar, ja zu einer Gefahr 
für den Frieden zwischen beiden Völkern. 
Auf dieser Ebene ist der Konflikt nicht zu 
lösen" (S. 109). Der erforderliche Interessen-
ausgleich müsse mit zunehmender Zeitdauer 
verstärkt den Anstrengungen Polens Rech-
nung tragen, die neu erworbenen Gebiete in 
seinen Staatsverband einzugliedern.
Die vorzeitig veröffentlichte Denkschrift stieß 
sofort auf scharf ablehnende Erklärungen der 
Vertriebenenverbände. Die nachfolgende Dis-
kussion trug Züge höchster Erregtheit. Betei-
ligte, Befürworter und Gegner fanden sich so-
wohl in der CDU/CSU- als auch in der SPD- 
Fraktion des Bundestages29 ).

29) Reinhard Henkys, Die Denkschrift in der Dis-
kussion, in: ders., Deutschland und die östlichen 
Nachbarn, Stuttgart — Berlin 1966, S. 39ff.; Biblio-
graphie: Jens Motschmann, Zur Denkschrift der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, Frankfurt 
1968; Wolfgang Huber (Anm. 4), S. 409 ff.
30) Vertreibung und Versöhnung, in: Denkschrif-
tensammlung Bd. 1/1, S. 128 ff.

31) Erwin Wilkens,' Kirchliche Mitverantwortung in 
Politik, Staat und Gesellschaft, in: Hans-Wolfgang 
Heßler (Hrsg.), Protestanten und ihre Kirche in der 
Bundesrepublik Deutschland, München — Wien 
1977-, S. 125 ff.
32) Abg. Uwe Ronneburger, Deutscher Bundestag 
Sten. Ber. 10. W. P„ S. 5340 D (7. 6. 1984).
33) Denkschriftensammlung Bd. 1/1, S. 124, Hervor-
hebung vom Verf.

Das öffentliche Echo veranlaßte auch die 
Synode der EKD, zu der Denkschrift Stellung 
zu nehmen30 ): Die Studie binde nicht die Ge-
wissen nach Art einer Glaubenswahrheit. Der 
Gedanke einer Kollektivschuld wurde zugun-
sten der Vorstellung einer Haftungsgemein-
schaft des Volkes zurückgewiesen. Verge-
bung sei im Sinne der Denkschrift nicht ein-
seitiger Verzicht, sondern ein Auftrag zu 
friedlichem Ausgleich, der vorbereitungsbe-
dürftig sei und im konkreten Fall zugleich der 
deutschen Wiedervereinigung diene.

Trotz dieses Versuchs der Integration der Kri-
tiker in die kirchliche Gemeinschaft organi-
sierte sich eine Gruppe evangelischer Chri-
sten in einer „Notgemeinschaft". Anläßlich 
der späteren parlamentarischen Beratung der 

Ostverträge ließen fortbestehende Differen-
zen kein einmütiges evangelisches Votum zu. 
Erst 1975 kam auf der Synode der EKD eine 
mehrheitlich angenommene Erklärung zu-
gunsten der deutsch-polnischen Folgeverein-
barungen zustande31 ).

Trotz ihres Alters von fast 20 Jahren wird die 
Ostdenkschrift noch heute von Politikern als 
Bezugsgrundlage genutzt32 ), jedoch sollte ein 
zentrales argumentatives Problem der Studie 
nicht übersehen werden: Obgleich die Denk-
schrift auf die Formulierung eines konkreten 
politischen Programms verzichtet, läßt sich 
ihr Inhalt kaum anders als eine Aufforderung 
zum vertraglich geregelten Verzicht auf die 
Gebiete jenseits von Oder und Neiße inter-
pretieren. Fragwürdig ist an dieser Forderung 
nicht ihr materieller Gehalt, sondern ihre De-
duktion aus vorgegebenen Wahrheiten: „Die 
Opfer, die von dem deutschen Volk erwartet 
werden, leistet es nur, wenn es geschichtlich 
denkt und sich darin der Einsicht in eine hö-
here Notwendigkeit beugt."33 )
Politik erscheint hier als Vollzug eines vorge-
gebenen historischen Planes. Politischen Ent-
scheidungsträgern kommt daher nur die Rolle 
bloßer Koordinierungstechniker zu: „So wirkt 
an einer politischen Neuordnung eine Reihe 
von rechtlichen, politischen und menschli-
chen Faktoren mit, deren Zusammenspiel zu 
dirigieren und im rechten Augenblick zu Ent-
scheidungen zu bringen Aufgabe der politi-
schen Führung ist.. " (S. 119).
Ein solches Politikverständnis dürfte mit ei-
nem offenen politischen Entscheidungsfin-
dungsprozeß unvereinbar sein und wirkt ge-
genüber politisch Andersdenkenden auch 
dann noch als Provokation, wenn ein letzter 
Schleier fehlender Konkretisierung über den 
Forderungen liegt.

3. Die Friedensdenkschrift

Bereits in den fünfziger Jahren waren in der 
EKD heftige Diskussionen um Krieg und Frie-



den, Wiederbewaffnung und Militärseelsorge 
geführt worden34 ). Während die Synode 1958 
unüberbrückbare Gegensätze unter ihren 
Mitgliedern feststellen mußte, legte eine 
Kommission der Evangelischen Studienge-
meinschaft im folgenden Jahr mit den „Hei-
delberger Thesen" eine Stellungnahme vor, 
die zur Grundlage für die weitere Diskussion 
in der EKD wurde35 ).

34) Dazu ausführlicher Jürgen Plöhn, Die evangeli-
sche Kirche und der Streit um den Frieden, in: 
Gegenwartskunde, 34 (1985).
35) Beschluß in: Berlin 1958, S. 455f.: „Die unter uns 
bestehenden Gegensätze in der Beurteilung der 
atomaren Waffen sind tief... Wir bleiben unter 
dem Evangelium zusammen und mühen uns um die 
Überwindung dieser Gegensätze.“ — Heidelberger 
Thesen u. a. in: Friedensdenkschrift (Anm. 37), 
S. 76 ff. Die Thesen können als der Versuch einer 
Synthese aus den konträren Positionen verstanden 
werden.
36) Der Friedensdienst der Christen, in: Denkschrif-
tensammlung Bd. 1/2, S. 35 ff.
37) Frieden wahren, fördern und erneuern, Güters- 
lohn 1981.

38) Süddeutsche Zeitung Nr. 256 vom 6.11. 1981, 
Nr. 31 vom 8. 2. 1982; Volkmar Deile, „Frieden wah-
ren, fördern und erneuern“, in: Junge Kirche, 43 
(1982), S. 19 ff.; Jürgen Moltmann, Politische Theolo-
gie — Politische Ethik, München 1984, S. 180 ff.
39) Text in: Christian Walther (Hrsg.), Atomwaffen 
und Ethik, München 1981, S. 97 f.
40) Das Bekenntnis zu Jesus Christus und die Frie-
densverantwortung der Kirche. Eine Erklärung des
Moderamens des Reformierten Bundes, Gütersloh
1982, These V.

Während der Friede als „Lebensbedingung 
des technischen Zeitalters" definiert und die 
Lehre vom „gerechten Krieg" verworfen wur-
de, machten die Thesen über den richtigen 
individuellen Beitrag zur Friedenserhaltung 
keine verbindliche Aussage. Unter Umstän-
den könnten sowohl Wehrdienst als auch 
Wehrdienstverweigerung — verstanden als 
einander ergänzende (komplementäre) Hand-
lungen — christlich vertretbar sein. Die Kam-
mer für öffentliche Verantwortung hob indes 
1969 gerade die problematischen Aspekte der 
Abschreckung, des Pazifismus und der Kom-
plementaritätsthese hervor, die ihres Erach-
tens allesamt keine umfassenden Antworten 
auf die Probleme der Zeit geben könnten36 ).

Angeregt durch die öffentliche Diskussion 
und die Initiativen des Weltkirchenrats be-
auftragte der Rat 1979 die Kammer, sich er-
neut mit der Friedensproblematik zu befas-
sen. Im November 1981 konnte die Friedens-
denkschrift veröffentlicht werden37 ).
Nachdrücklich betonen die Autoren, daß die 
Bewahrung des Friedens eine politische Auf-
gabe sei (S. 49—54). Entsprechend heißt es: 
„Sicherheit ist offenbar noch nicht ohne, aber 
auch keinesfalls mehr allein durch Rüstung 
herzustellen" (S. 22). In Auseinandersetzung 
mit den „Heidelberger Thesen" und den Aus-
sagen der Aktion „Ohne Rüstung leben" führt 

die Kammer aus, daß trotz bislang ausgeblie-
bener Abrüstungserfolge die Grundaussage 
der Thesen über die Vertretbarkeit des Waf-
fendienstes und seiner Verweigerung vorläu-
fig bestätigt werden muß. Zur Begründung 
wird auf die Unsicherheiten bei der Einschät-
zung derjenigen Risiken hingewiesen, die sich 
aus den politischen Entscheidungen für oder 
gegen atomare Rüstung ergäben (S. 58).

Der Wehrdienst wird jedoch nur dann als 
ethisch vertretbar angesehen, wenn alle poli-
tischen Anstrengungen auf eine aktive Frie-
denspolitik gerichtet sind. Falls der gegen-
wärtig vorhandene Spielraum nicht zu einer 
Durchbrechung der Rüstungsanstrengungen 
genutzt werde, „wird der Zeitpunkt kommen, 
wo Skandal und Risiko der Rüstungsspirale 
höher veranschlagt werden müssen als der 
Nutzen des Abschreckungssystems" (S. 72).

Die Denkschrift setzt sich daher ein für den 
Aufbau einer internationalen Friedensord-
nung, für vertrauensbildende Maßnahmen 
und die Vertretung europäischer Interessen 
gegenüber den Großmächten. Sie empfiehlt 
die Prüfung eines auf Defensivwaffen gestütz-
ten Verteidigungskonzepts und fordert die 
Kirche in der öffentlichen Meinungsbildung 
zu einer aktiven Rolle auf (S. 61—75).

Die Studie fand Zustimmung vor allem bei 
SPD und FDP. Die CDU hielt sich zurück; die 
Friedensbewegung reagierte mehr oder weni-
ger ablehnend38 ). Innerkirchlich mißriet der 
Versuch einer Konsensbildung durch die 
Denkschrift, als im Sommer 1982 das Lei-
tungsgremium des Reformierten Bundes in 
Anknüpfung an die „Frankfurter Erklärung" 
der Kirchlichen Bruderschaften von 195839 ) 
die Friedensfrage in dem Sinne zur „Bekennt-
nisfrage" erhob, daß zu Massenvernichtungs-
mitteln in Besitz und Anwendung ein „bedin-
gungsloses Nein!, ein .Nein ohne jedes Ja'" 
gesagt werden müsse40 ). Damit war eine Iden-



tifikationsbasis für die evangelischen Teile 
der Friedensbewegung geschaffen worden. 
Nachfolgende Vermittlungsversuche der 
EKD und der Landeskirchen sind bis heute 
vergeblich geblieben.
Die erregte Debatte auf der letzten EKD- 
Synode hat gezeigt, daß die Friedensproble-
matik innerkirchlich keineswegs ausdisku-
tiert ist, sondern im vergangenen Jahr durch 
die Einbeziehung der Barmer Erklärung eine 
theoretische Vertiefung erfahren hat41 ). Das 
entsprechend einer Empfehlung der Denk-
schrift in Auftrag gegebene und inzwischen 
fertiggestellte Friedensgutachten könnte der 
Diskussion in diesem Jahr einige zusätzliche 
politikwissenschaftliche Impulse geben42 ). 
Angesichts der Hinwendung der evangeli-
schen Kirchen der DDR zu pazifistischen Po-
sitionen bleibt vorerst abzuwarten, ob ein ein-
mütiges Wort von Rat und Kirchenbund an-
läßlich des vierzigsten Jahrestages des 
Kriegsendes 1985 zustande kommen wird43 ).

46) „Solidargemeinschaft von Arbeitenden und Ar-
beitslosen“ — Sozialethische Probleme der Arbeits-
losigkeit, Gütersloh 1982.
47) Landwirtschaft im Spannungsfeld zwischen 
Wachsen und Weichen, Ökologie und Ökonomie, 
Hunger und Überfluß, Gütersloh 1984; Menschen-
gerechte Stadt: Aufforderung zur humanen und. 
ökologischen Stadterneuerung, Gütersloh 1984.
48) Die Neuordnung der Landwirtschaft in der Bun-
desrepublik Deutschland als gesellschaftliche Auf-
gabe, in: Denkschriftensammlung Bd. 2, S. 55ff.
49) Eberhard Müller, Einleitung, ebd., S. 50 f.

Im Vergleich zu den Heidelberger Thesen 
zeigt die aktuelle Auseinandersetzung eine 
stärkere Betonung der politischen Aspekte 
der Friedensproblematik. So spricht die Frie-
densdenkschrift der Amtskirche eine poli-
tisch aktive Rolle zu; 1959 war hier noch Zu-
rückhaltung empfohlen worden. Während in-
des die Kammer der EKD die politischen 
Handlungsbedingungen in einer rechtsstaat-
lich-pluralistischen Demokratie bewußt ak-
zeptiert44 ), lehnt es das Moderamen des Re-
formierten Bundes explizit ab, sich als „eine 
politische Kraft unter anderen" zu verste-
hen45 ). Die Kammer ist somit gegenüber ihrer 
Vertriebenendenkschrift einen entscheiden-
den Schritt zur Anerkennung offener politi-
scher Entscheidungsprozesse weitergegan-
gen; das Moderamen dagegen ist mit seiner 
einen Verbindlichkeitsanspruch fordernden 
Deduktion politischer Entscheidungen aus 

der Bibel hinter die Ostdenkschrift auf Posi-
tionen der fünfziger Jahre zurückgefallen.

4. Denkschriften zu ökologischen Fragen, 
zu Stadt und Land

Nachdem sich die Kammer für soziale Ord-
nung vor der Synodentagung von 1982, die 
dem Sinn und Wandel der Arbeit gegolten 
hatte, mit einer Studie zur Arbeitslosigkeit an 
die Öffentlichkeit gewandt hat46 ), sind 1984 
zwei Studien publiziert worden, die Bezüge zu 
einer anderen bedeutenden Gegenwartsthe-
matik — der Ökologie — aufweisen, diese Er-
örterungen jedoch einbinden in agrarische 
bzw. urbane Fragen47 ).
Schon die erste Landwirtschaftsstudie (1965) 
hatte festgestellt: „In unserer Welt hängen 
alle Lebensbereiche und ihre Probleme wie in 
einem Gewebe zusammen" (Zf. 3)48 ). Dement-
sprechend waren soziale Fragen ebenso wie 
ökonomische, landschaftspflegerische und 
seelsorgerische Probleme erörtert worden. 
Das zentrale Anliegen der Studie war jedoch 
ein personales: Der soziale Wandel sollte von 
der Landbevölkerung bei angemessenen Um-
stellungshilfen ohne Zukunftsangst erlebt 
werden (Zf. 6)49 ).
Der wirtschaftspolitische Optimismus der 
ersten Landwirtschaftsstudie kann von der 
zweiten nicht mehr geteilt werden (Zf. 
4,21—31). Die 1965 noch stärker gegebenen 
individuellen Anpassungsmöglichkeiten an 
veränderte ökonomische Rahmenbedingun-
gen sind heute eng begrenzt. Eine Reform des 
EG-Agrarmarktes ist nach Ansicht der Auto-
ren unausweichlich (Zf. 63, 144). Darüber hin-
aus aber stellen sich heute umweit- und ent-
wicklungspolitische Fragen, so daß sich ein 
Lösungssystem aus den vier Prinzipien der 
Natur- und Sozialverträglichkeit, der genera-

+41) Frankfurter Rundschau Nr. 261 vom 7. 11. 1984.
42) Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 289 vom 
14. 12. 1982; Nr. 250 vom 5. 11. 1984.
43) Skeptisch Karl-Alfred Odin, EKD-Synode in ei-
ner Zeit der Belebung im Innern und der Beruhi-
gung nach außen, in: Frankfurter Allgemeine Zei-
tung Nr. 254 vom 9. 11. 1984.
44) Friedensdenkschrift (Anm. 37), S. 49 f.
45) Brief des Moderamens vom Oktober 1981, in: 
Moderamenserklärung (Anm. 40), S. 40.



tiven und internationalen Verträglichkeit er-
geben muß (Zf. 44).

Entsprechend fordert die Denkschrift die Er-
haltung einer bäuerlich geprägten Landwirt-
schaft (Zf. 46 ff., 145), die Betonung der Solida-
rität unter den Landwirten, zwischen den Er-
zeugern und Verbrauchern, den lebenden und 
nachfolgenden Generationen sowie zwischen 
Mensch und Kreatur (Zf. 69). Zu einem Export 
der agrarsozialen Probleme durch perma-
nente Nahrungsmittellieferungen in die 
Dritte Welt zwecks Überschußabbaus dürfe 
es nicht kommen (Zf. 34, 119ff.).

Die Weiterentwicklung der Landwirtschaft 
soll nach Ansicht der Kammer insbesondere 
unter Beachtung der Natur als „vielfältiges 
Gefüge" erfolgen. Gewarnt wird indes vor ei-
ner religiösen Idealisierung der Natur als In-
begriff einer heilen Welt (Zf. 74). Vielmehr 
habe der Mensch als Handelnder und zu-
gleich Mitbetroffener eine „fürsorgliche Ver-
antwortung“ für die Schöpfung (Zf. 73, 76). So 
fordert die Studie einen sparsamen, umwelt-
schonenden Umgang mit den Ressourcen, 
eine artgerechte Tierhaltung, einen möglichst 
geringen chemischen Pflanzenschutz und die 
Einbindung der Landwirtschaft in den Land-
schaftsschutz (Zf. 85, 98 ff., 100 ff., 145 ff.). Be-
sondere öffentliche Beachtung fand der Satz: 
„Im Zweifelsfall sollten heute ökologische 
Forderungen Vorrang vor ökonomischen Er-
wägungen haben, zumal langfristig nur das 
ökonomisch sinnvoll ist, was auch ökologisch 
verantwortet werden kann" (Zf. 146)50 ).

50) Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 81 vom 4. 4. 
1984, Nr. 82 vom 5. 4. 1984; Der Spiegel Nr. 15 vom 
9. 4. 1984.
51) Eduard Lohse, Vorwort, in: Menschengerechte 
Stadt (Anm. 47), S. 10.

52) Friedensaufgaben der Deutschen, in: Denk-
schriftensammlung Bd. 1/1, S. 15ff.; zur Grundwer-
teproblematik kirchlicherseits insbesondere auch: 
Grundwerte und Gottes Gebot. Gemeinsame Erklä-
rung des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und der Deutschen Bischofskonferenz, 
Gütersloh — Trier 19793.

Die andere oben genannte, primär an die in-
teressierte Fachöffentlichkeit gerichtete Stu-
die51 ) gilt den Problemen der städtischen Be-
völkerungsmehrheit in der Bundesrepublik: 
Soziale Desintegration, Wohnraumprobleme, 
wachsende Umweltbeeinträchtigungen, Parti-
zipationsmöglichkeiten der Bürger, die Er- 
fahrbarkeit der Stadt als persönlicher Lebens-
raum sowie finanz- und wirtschaftspolitische 
Probleme der Kommunen werden erörtert. 
Um zu erreichen, daß die Stadt von ihren Bür-
gern als „Heimat" erlebt werden kann (Zf. 16), 
empfiehlt die Denkschrift die offene Gliede-

rung der Stadt unter besonderer Beachtung 
des „Quartiers", in dem die verschiedenen Le-
bensfunktionen möglichst weitgehend inte-
griert werden sollen (Zf. 64 ff.), um eine zu 
weit gehende Trennung der Lebensbereiche 
— wie Arbeit, Versorgung und soziale Kon-
takte — zu verhindern.
In ökologischer Hinsicht setzt sich die Kam-
mer für eine nachhaltige Senkung der Schad-
stoffbelastung der Städte ein. Sie fordert eine 
Minderung der Lärmemissionen sowie die Si-
cherung natürlicher Ausgleichsräume und 
des Wasserbedarfs und empfiehlt eine Neu-
orientierung der Stadt- und Verkehrsplanung 
(Zf. 79 ff.). Für die Erweiterung und Neuan-
siedlung von Industriebetrieben sollen Luft-
reinhaltepläne und Emissionskataster einge-
führt werden. Dazu heißt es: „Hierbei müßten 
Kosten und Nutzen verschärfter Bestimmun-
gen im Zielkonflikt zwischen Umweltscho-
nung und Erhaltung von Arbeitsplätzen in der 
Stadt sorgfältig abgewogen werden" (Zf. 86). 
Einen generellen Vorrang für ökologische Be-
lange wird man aus diesem Zitat nicht her-
auslesen können.
Umweltpolitische Bezüge weisen weiterhin 
die Ausführungen zur Energiepolitik auf, die 
einen sparsamen Umgang mit Energiequellen 
empfehlen (Zf. 116 ff.) über diesen Fragenkreis 
hinaus gehen die Erörterungen der Partizipa-
tionsrechte der Bürger im Rahmen kommuna-
ler Selbstverwaltung und örtlicher Planungs-
entscheidungen (Zf. 121 ff.).
Eine Gesamtdarstellung ökologischer Fragen 
liegt somit nicht vor. Während die Landwirt-
schaftsstudie mehr einschlägige Detailforde-
rungen enthält, erscheint an der zweiten 
Denkschrift bemerkenswert, daß sie der „öko-
logischen Verantwortung" den gleichen nor-
mativen Rang gibt wie der Freiheit, Gleich-
heit, Mitmenschlichkeit und dem Frieden. Da-
mit wird die Existenz von fünf Grundwerten 
angenommen. 1968 hatte die Kammer für öf-
fentliche Verantwortung noch vier Grund-
werte genannt (Frieden, Freiheit, Gleichheit, 
Solidarität)52 ). Die Verlängerung des Katalogs 



legt die Vermutung nahe, daß die Grundwer-
teproblematik noch keineswegs ausdiskutiert 
ist.
Politiktheoretisch interessant sind auch die in 
der Stadt-Studie angestellten Überlegungen 
zur Mitwirkung der Kirchen in der Kommu-
nalpolitik. So sieht die Kammer gute Möglich-
keiten für eine Identifikation der Kirchen mit 
den Problemen entscheidungsbetroffener 
Bürger (Zf. 131). Damit bekennt sich die Denk-
schrift zu einer Rolle der Gemeinden als ad- 
vokatorische Interessengruppen. Die Autoren 
müssen sich dann allerdings darüber klar 
sein, daß hierfür besondere institutionelle Ga-
rantien, wie sie etwa für religiöse Belange das 

Bundesbaugesetz bei der Bauleitplanung vor-
sieht (§ 1 Abs. 6), nicht in Anspruch genom-
men werden können. Die Berufung auf das 
allein theologisch, nicht aber rechtlich als sol-
ches legitimierte „Wächteramt" der Kirche 
(Zf. 164)53 ) setzt andere Akzente als die Beto-
nung des politischen Amtes durch die Kam-
mer für öffentliche Verantwortung54 ) und gibt 
zu einigen Bedenken Anlaß: Wenn die Kirche 
„im Prozeß der Stadt zur Parteinahme aufge-
rufen" sein soll, „ohne deshalb Partei zu wer-
den", so ist dies nur dann richtig, wenn „Partei" 
als politische Partei verstanden wird. Die Kir-
che ist und bleibt jedoch Teil (pars) unter an-
deren Teilen der Gesellschaft55 ).

53) 1970 hatte die gleiche Kammer den Begriff des 
Wächteramtes noch als problematisch bezeichnet, 
siehe: Aufgaben und Grenzen kirchlicher Äußerun-
gen zu gesellschaftlichen Fragen Zf. 11 (Anm. 14); 
warnend: Martin Honecker, Die Schwierigkeit, 
Denkschriften zu formulieren, in: Zeitwende, 41 
(1970), S. 211 ff.
54) Friedensdenkschrift (Anm. 37), S. 48, 51.
55) Wie hier: Ernst Gottfried Mahrenholz, Kirchen 
als Korporationen, in: Paul Mikat (Anm. 4), S. 385 ff.;
prinzipiell anders und einem pluralistischen Ge-
meinwesen unangemessen: Karl Barth, Christenge-
meinde und Bürgergemeinde (1946), in: Theodor 
Strohm/Heinz-Dietrich Wendland (Hrsg.), Kirche 
und moderne Demokratie, Darmstadt 1973, S. 14ff.
56) Dies ist bei Eigentums-, Ost- und Friedensdenk-
schrift durch Forderungen gesellschaftlicher und
kirchlicher Gruppen deutlich sichtbar geworden.

Aus der Betrachtung der vorgestellten klei-
nen Auswahl an Denkschriften sind einige Ei-
genheiten und Entwicklungstrends der kirch-
lichen Beiträge zur politischen Diskussion ab-
leitbar.
Zunächst ist festzustellen, daß typischerweise 
evangelische Denkschriften Antworten auf 
eine gesellschaftliche und innerkirchliche 
Spannungssituation darstellen. Erwartungs-
haltungen unterschiedlichster Art werden 
von einzelnen Gruppen an die Kirche heran-
getragen, die ihrerseits bestrebt ist, die diver-
gierenden Positionen einander anzunähern 
und dadurch einen neuen Konsens herbeizu-
führen56 ). Ist die Kirche aufgrund ihrer star-

IV. Folgerungen

ken institutioneilen Ausdifferenzierungen57 ) 
heute strukturell an einem Rückfall in politi-
sche Apathie gehindert, so erlangen ihre Bei-
träge zur politischen Diskussion eine beson-
dere gesamtgesellschaftliche Bedeutung 
durch die extrem große Weite der zu inte-
grierenden Interessen und Meinungen: Die 
Probleme der Kirche erscheinen als ein Ab-
bild der gesellschaftlichen Fragen58 ).

Auffällig ist die zunehmende Länge der Stu-
dien, verbunden mit wachsender inhaltlicher 
Komplexität. War es 1962 noch möglich, den 
Text der ersten Denkschrift im vollen Wort-
laut in einer Zeitung abzudrucken59 ), so errei-
chen die neuerem Arbeiten den Umfang nor-
maler Taschenbücher. Sie sind daher nicht ge-
eignet, Positionen zu aktuellen Tagesfragen 
zu verdeutlichen. Daher haben die Denk-
schriften kürzere Erklärungen des Rates, sei-
nes Vorsitzenden oder der Synode der EKD 
nicht ersetzen können; vielmehr haben sich

57) Insbesondere: spezielle Seelsorgedienste (Mili-
tär-, Studentenseelsorge), Diakonie, Entwicklungs-
hilfe, Akademien, Beauftragte für gesellschaftliche 
Problemkreise (Kriegsdienstverweigerer, Umwelt, 
Film und Fernsehen u. a.). Diese Dienste stellen Re-
zeptoren für politische Forderungen dar.
58) Für die Weimarer Zeit vgl. Rudolf Smend, Prote-
stantismus und Demokratie (1932), in: Theodor 
Strohm/Heinz-Dietrich Wendland (Anm. 55), S. 1 ff.
59) Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 96 vom 
25. 4. 1962.



die Stellungnahmen der EKD formal zuneh-
mend differenziert60 ).

60) Zutreffend Ludwig Raiser (Anm. 6), S. 13; Karl- 
Alfred Odin erwartete dagegen eine Ablösung der 
Worte durch Denkschriften (Anm. 16, S. 11).
61) Martin Honecker (Anm. 53), S. 224.
62) Eine Parallelentwicklung im politischen System 
findet mit der zunehmenden Einsetzung von En-
quete-Kommissionen des Deutschen Bundestages 
statt, dazu: Jürgen Plöhn, Enquete-Kommissionen: 
Grenzen und Leistungsvermögen am Beispiel der 
Kommission zum Jugendprotest, in: ZParl, (1985) 1.
63) So auch Martin Honecker, Sind Denkschriften 
„kirchliche Lehre"?, in: Zschr. f. Theologie u. Kirche,
81 (1984), S. 244.
64)  Sozialethische Erwägungen zur Mitbestimmung
in der Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland, 
in: Denkschriftensammlung Bd. 2, S. 85ff.

Mit der Erarbeitung von Denkschriften ist 
eine Verschiebung des Laienelements in der 
Kirche einhergegangenen: Einerseits nimmt 
die öffentlich sichtbare Bedeutung theologi-
scher Laien für kirchliche Erklärungen zu61 ), 
andererseits tritt der allgemeine Laienver-
stand gegenüber dem fachlich besonders qua-
lifizierten Sachverstand in den beratenden 
Kammern zurück62 ).

Für die öffentliche Beachtung einer Denk-
schrift scheint die Reaktion anderer Interes-
senverbände von besonderer Bedeutung zu 
sein63 ): So haben erst die Proteste der Ver- 
triebenenverbände die Ostdenkschrift be-
kannt gemacht. 1962 reagierten Parteien und 
Verbände zunächst deutlich positiv. 1981 fie-
len die Stellungnahmen zur Friedensdenk-
schrift unterschiedlich, aber ebenfalls lebhaft 
aus.
Die Aktualität einer erörterten Frage ist 
sicherlich für das öffentliche Interesse an 
einer Studie von Bedeutung, doch zeigt die 
geringe Beachtung der Mitbestimmungsstu-
die (1968)64 ), daß nicht die Aktualität allein, 
sondern die — im Falle der Mitbestimmungs-
studie seitens des DGB ausgebliebene — 
Kommentierung einer Denkschrift durch an-
dere Organisationen mit entscheidend sein 
dürfte: Denkschriften brauchen einen gesell-
schaftlichen „Resonanzboden". Dieser scheint 
um so vernehmlicher zu tönen, je stärker sich 
eine Gruppe durch eine Vorlage herausgefor-
dert fühlt. Daraus ergibt sich für die EKD das 
Problem, daß ihre Studien einerseits das Ziel 
verfolgen, die Diskussionen politischer Streit-
fragen zu versachlichen und weiterzuführen, 

andererseits aber gerade schroff ablehnende 
Reaktionen und polarisierte Stellungnahmen 
das öffentliche Interesse an einem Beitrag er-
heblich steigern, das Ziel der Versachlichung 
jedoch damit verfehlen können. Die sorgfäl-
tige Unterscheidung zwischen publizisti-
schem Erfolg, politischen Wirkungen und 
kirchlicher sowie gesellschaftlicher Bedeu-
tung erscheint daher dringend geboten65 ). 
Auch die oft als „Schulbeispiel" kirchlichen 
Redens hingestellte Ostdenkschrift66 ) ist dar-
aufhin zu befragen, ob ihr Erfolg nicht zu 
einem Gutteil auf ihrer pluralismusinadäqua-
ten Argumentationsstruktur beruht.

Inhaltlich läßt sich feststellen, daß im Ver-
gleich zu 1962 in neueren Studien mit wirt-
schaftspolitischem Bezug auf die Bindungen 
des Eigentums größerer Nachdruck gelegt 
wird. Hatte die Eigentumsstudie noch stark 
marktwirtschaftlichen Kräften vertraut und 
eine gleichmäßigere Teilhabe am Eigentum 
sichern wollen, so bejahte die Mitbestim-
mungsstudie ein Mitwirkungsrecht der Ar-
beitnehmer, sofern die regulative Kraft des 
Marktes erhalten bliebe. Die Studie zur Ar-
beitslosigkeit (1982) hält hingegen einen Aus-
gleich zwischen marktwirtschaftlichen und 
interventionistischen Ansätzen für erforder-
lich; die Landwirtschaftsdenkschrift kann sich 
bezüglich der Sanierung des EG-Agrar-
marktes für keine der beiden Strategien ent-
scheiden und fordert über starke soziale 
Komponenten hinaus auch ökologische Kor-
rekturen der Marktwirtschaft. Dabei ist auf-
fällig, daß in strittigen Fragen heute — anders 
als in der Mitbestimmungsstudie — eine 
mehrheitliche Entscheidung unterbleibt.
Einer prinzipiellen gesellschaftlichen Struk-
turveränderung redet die EKD nicht das 
Wort. Sie orientiert sich vielmehr am umfas-
send verstandenen Grundsatz der Solidarität. 
Dieser — insbesondere in der Arbeitslosig-
keitsstudie ausgeführte — Grundsatz deutet 
eine weitere Entwicklung in den Denkschrif-
ten an: Durch ihre fortgesetzte Erarbeitung 
entstehen Bezüge zwischen verschiedenen

65) Martin Honecker (Anm. 63), S. 242 ff.
66) Erwin Wilkens, Politischer Dienst der Kirche, 
Gütersloh 1978, S. 30. Auch die zweite Landwirt- 
schaftsstudie ist wieder an der Ostdenkschrift ge-
messen worden: Weder wachsen noch weichen 
(hnj), in: Ev. Kommentare, 17 (1984), S. 238.



Studien, die zur Herausbildung von gefestig-
ten, nur punktuell zu ändernden und zu er-
gänzenden politischen Ansichten führen. So 
finden sich in der Friedensdenkschrift Hin-
weise auf frühere Thesen, Formeln, Studien 
und Berichte, und ebenso wird in der zweiten 
Landwirtschaftsdenkschrift auf vier andere 
kirchliche Dokumente Bezug genommen. Der 
in der zweiten Landwirtschaftsstudie aufge-
griffene Gedanke der Solidargemeinschaft er-
scheint an einer Stelle bereits zum „Solidari-
tätsprinzip" verdichtet (Zf. 63). In der Außen-
politik scheint der Begriff der „Versöhnung" 
eine ähnliche Entwicklung zu machen.

In diesem Zusammenhang ist auf eine Paral-
lele zwischen der Denkschriftenformulierung 
und der Rechtsprechung zu verweisen: Eine 
der Besonderheiten der Interessengruppe 
EKD liegt darin, daß sich die interne Legiti-
mation ihrer Stellungnahmen nicht aus Mehr-
heitsbeschlüssen, sondern aus der Bindung an 
das Gemeingut, die Bibel, ergibt. Aus dieser 
— interpretationsbedürftigen67 ) — „Grundle-
gung einer Lebensanschauung" durch die Bi-
bel68 ) ergeben sich im Vergleich mit den Be-
schlüssen anderer gesellschaftlicher Organi-
sationen wesentlich stärkere materielle Bin-
dungen.

67) Manfred Linz, Der selbstlose Eigennutz, in: Ev. 
Kommentare, 4 (1971), S. 583 ff.
68) Martin Honecker (Anm. 63), S. 252.

69) Zur Problemlage beim DGB: Thomas Walter 
(Hrsg.), Gewerkschaften und Demokratie, Walber-
berg 1982.
70) Zu diesem „pluralismuskonformen" Verhalten 
der EKD Hans-Peter Braune (Anm. 16), S. 150, 168, 
175; Wolfgang Huber (Anm. 4), S. 607; grundsätzlich 
ablehnend: Hans-Joachim Kraus, Vorwort zu: Das 
Bekenntnis ... (Anm. 40), S. 4.
71) So bereits das Plädoyer von Ernst Gottfried 
Mahrenholz (Anm. 55); neben der Friedensdenk-
schrift siehe auch: „Nur Verhandlungen können 
das Wettrüsten beenden", gemeinsame Erklärung 
von Eduard Lohse und Joseph Kardinal Höffner 
vom 23. 11. 1983, in: epd-Dokumentation 2a/84, S. 8. 
72) Insoweit hatte auch Helmut Schmidts Kritik an 
der Demokratieferne der Kirchen eine teilweise 
Berechtigung. Vgl. Interview: Politik und Geist, in: 
Ev. Kommentare, 14 (1981), S. 212; dagegen Martin 
Honecker (Anm. 4), S. 126, der auf die überwie-
gende Meinung unter den evangelischen Theolo-
gen abhebt.

Dieser inhaltliche Bezug auf das Evangelium 
bedeutet zugleich die Angabe eines Geltungs-
grundes der Aussagen jenseits von Mehr-
heitsentscheidungen. Die Freiheit des einzel-
nen bleibt trotz dieses Anspruchs so lange 
gewahrt, wie es dem Individuum in Gemein-
wesen und Kirche freigestellt ist, nach seinem 
eigenen Gewissen über die subjektive Ver-
bindlichkeit des Anspruchs zu entscheiden. 
Dennoch besteht für diejenigen gesellschaftli-
chen Gruppen, die besonders weitgehende 
politische oder soziale Änderungen anstre-
ben, eine typische Verführungssituation: Da 
radikale Veränderungen regelmäßig schwerer 
durchsetzbar sind als graduelle Reformen, be-
steht für sie ein Interesse daran, alle Institu-
tionen mit einiger Reputation für derartige, 
regelmäßig von kleineren Gruppen befürwor-
tete Wechsel in Anspruch zu nehmen. Die 
„Volkskirche" sieht sich in dieser Hinsicht 

ähnlichen Vereinnahmungsversuchen ausge-
setzt wie die Einheitsgewerkschaft und die 
Verfaßten Studentenschaften69 ).
Die EKD wird ihrem Anspruch, „Kirche" zu 
sein, jedoch nur dann gerecht, wenn sie die 
sich aus ihrer religiösen Basis ergebenden 
Grenzen des Geltungsanspruches ihres Re-
dens beachtet und an dem Punkt zu unver-
bindlichen Vorschlägen übergeht, an dem der 
Konsens über das Gemeingut endet. Die 
mehrheitlich befürwortete, von einigen kriti-
sierte Beteiligung eines breiten Meinungs-
spektrums an den politischen Äußerungen 
der EKD70 ) ist daher — soweit nicht die spezi-
fisch christliche Grundorientierung in Frage 
gestellt wird — keineswegs ein Zeichen op-
portunistischer Anpassung der Kirche an vor-
gefaßte Ansichten, sondern ein Ausdruck für 
ihre Laienhaftigkeit in profanen Fragen.
Die Friedensdiskussion hat gezeigt, daß die 
Organe der EKD mehrheitlich die Bedingt-
heit der Möglichkeit kirchlicher Stellungnah-
men zur Politik durch die pluralistische Orga-
nisation des Gemeinwesens erkannt haben71 ). 
Zugleich ist jedoch deutlich geworden, daß 
die Akzeptanz der pluralistischen Demokra-
tie unter den Protestanten keineswegs unum-
stritten ist72 ). Aufgrund ihres volkskirchli-
chen Selbstverständnisses kann die EKD 
nicht darauf verzichten, mit den innerkirchli-
chen, dem System ablehnend gegenüberste-
henden Gruppen im Dialog zu bleiben. Damit 
leistet sie zugleich einen wertvollen integrati-
ven Dienst für das Gemeinwesen.



Anton Rauscher

Die Katholische Kirche im Spannungsfeld 
von Gesellschaft und Politik

Die Katholische Kirche gehört zu den, wie 
man sagt, gesellschaftlich relevanten Kräften 
in der Bundesrepublik Deutschland. Das zeigt 
sich u. a. daran, daß kirchliche Ereignisse und 
Vorgänge in den Massenmedien beachtet 
werden oder daß andere Gruppen — von den 
Gewerkschaften über die politischen Parteien 
bis hin zu den Regierungen — das Gespräch 
mit der Kirche über wichtige Fragen der Ge-
staltung des kulturellen, wirtschaftlichen, so-
zialen und politischen Lebens suchen.

Dies wird auch deutlich an der öffentlichen 
Resonanz, die die Äußerungen des Papstes, 
der Deutschen Bischofskonferenz oder des 
Zentralkomitees der deutschen Katholiken zu 
Ordnungsproblemen in Gesellschaft und Poli-
tik finden, die Ereignisse und Vorgänge im 
Leben der Kirche hier und in anderen Län-
dern auslösen. Man braucht nur an die Reisen 
des gegenwärtigen Papstes zu denken, der in 
den Spannungsfeldern von Kirche, Gesell-
schaft und Politik etwa in Lateinamerika, in 
verschiedenen Ländern Afrikas und Asiens, 
um nur diese zu nennen, tätig wird; an die 
Vorgänge in Polen, wo mit der Gründung der 
Gewerkschaft der Solidarnosc erneut die 
weitgehende Identität zwischen Kirche und 
Nation hervorgetreten ist, welche die kom-
munistische Herrschaft, Propaganda und Er-
ziehung nicht aufzulösen in der Lage waren; 
an die Erklärungen der deutschen, nordameri-
kanischen und französischen Bischofskonfe-
renzen zu Fragen der Sicherung des Friedens 
und der Abrüstung; an die Bedeutung, welche 
die Probleme der Abtreibung oder der Wie-
dereinführung des Schulgebetes in den staat-
lichen Schulen im Wahlkampf in den Verei-
nigten Staaten von Amerika erlangt haben; an 
die Massendemonstration in Paris zur Erhal-

tung des freien kirchlichen Schulwesens, an 
der sich mehr als 1,5 Millionen (!) Bürger aus 
allen Regionen Frankreichs beteiligt haben.

Das äußere Erscheinungsbild der Katholi-
schen Kirche darf freilich nicht über die tief-
greifenden Veränderungen hinwegtäuschen, 
die in den zurückliegenden Jahrzehnten im 
Bewußtsein und in den Verhaltensweisen der 
Katholiken eingetreten sind und die auch die 
innere Kraft und Struktur der Kirche erfaßt 
haben. Auf der anderen Seite haben sich aber 
auch jene Erwartungen nicht erfüllt, daß der 
Einfluß von Religion und Glauben, mithin 
auch der Einfluß der Kirche auf die Gesell-
schaft immer weiter zurückgehen würde; daß 
die von der Kirche verbürgten Werte und 
Normen immer weniger einen öffentlichen 
Anspruch, sondern nur noch private Geltung 
hätten-, daß die Kirche in einer säkularen Ge-
sellschaft über kurz oder lang jene Positionen, 
die ihr im Laufe der Geschichte zugewachsen 
waren, räumen und sich mit einer „privaten" 
Randexistenz begnügen müsse. Die Vision ei-
ner rein säkularen Gesellschaft, von den ei-
nen befürchtet, von den anderen herbeige-
wünscht, ist nicht Wirklichkeit geworden.

Die folgenden Überlegungen wollen einige 
wichtige Elemente und Linien aufzeigen, die 
für die gesellschaftliche Präsenz der Katholi-
schen Kirche in der Bundesrepublik Deutsch-
land wichtig sind. Neben einer kurzen Rück-
blende auf die Situation nach 1945 sind es 
zum einen die Veränderungen in der Gesell-
schaft und in der Kirche nach dem Abschluß 
der Wiederaufbauphase, zum andern die Ent-
wicklungen, die Stärken und Schwächen der 
Kirche in der Gegenwart. Notgedrungen kann 
dies nur ein „Aufriß" sein, bei dem viele Berei-
che und Aspekte außer acht bleiben müssen.



I. Die gesellschaftliche Präsenz der Kirche nach 1945

Die Katholische Kirche hat trotz aller Ein- 
und Übergriffe die nationalsozialistische 
Herrschaft in ihrer Seelsorgeorganisation und 
in ihren sozial-caritativen Wirkmöglichkeiten 
am wenigsten beschädigt überlebt. Was ihre 
gesellschaftlich-politische Präsenz in der 
Nachkriegszeit betrifft, so kann man, wie Karl 
Forster feststellte, in manchem eine Vorweg-
nahme jenes Grundmodells erkennen, das 
später in der Pastoralkonstitution „Gaudium 
et Spes" des Zweiten Vatikanischen Konzils 
entwickelt wurde: „Es präsentierte sich da-
mals eine Kirche des Dienstes für die mannig-
fachen Sorgen und Nöte der Menschen, des 
Eintretens für Gerechtigkeit und menschliche 
Würde. Sobald es der Aufbau kommunaler 
und staatlicher Verantwortlichkeiten zuließ, 
zog sich die Kirche aus dem unmittelbaren 
gesellschaftlich und weltlichen Verantwor-
tungsbereich zurück. Sie unterstützte das soli-
darische Handeln der Katholiken zusammen 
mit nichtkatholischen Christen und mit reli-
giös nicht klar gebundenen Menschen guten 
Willens. Sie selbst wollte sich öffnen für ei-
nen möglichen Pluralismus politischer Ziel-
setzungen unter den Katholiken, soweit die-
sen nicht ein politisches Handeln gegen ihr 
gläubiges Gewissen zugemutet wird.“1)

1) Karl Forster, Neuansätze der gesellschaftlichen 
Präsenz von Kirche und Katholizismus nach 1945, 
in: Anton Rauscher (Hrsg.), Kirche und Katholizis-
mus 1945—1949 (Beiträge zur Katholizismusfor-
schung), Paderborn - München - Wien 1977,
S. 129.
2) Vgl. Rudolf Morsey, Katholizismus und Unions-
parteien in der Ära Adenauer, in: Albrecht Langner 
(Hrsg.), Katholizismus im politischen System der 
Bundesrepublik 1949—1963 (Beiträge zur Katholi-
zismusforschung), Paderborn - München - Wien - 
Zürich 1978, S. 33-59.

Diese Einschätzung stützt sich darauf, daß die 
Kirche an einem Wiederaufleben der Zen-
trumspartei, die zwar überkonfessionell ge-
dacht, de facto aber eine „katholische" Partei 
geblieben war, kein sonderliches Interesse 
mehr zeigte und auch den überall entstehen-
den christlichen Unionsparteien zunächst 
eher distanziert gegenüberstand2); daß Präla-
ten und Priester, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, kein politisches Mandat mehr 
übernehmen durften — im Unterschied zur 
Evangelischen Kirche; daß die Christlichen *

Gewerkschaften nicht wiederkehrten und 
große Hoffnungen auf die „Einheitsgewerk-
schaft" gesetzt wurden; daß viele Bischöfe 
nicht auf den Wiederaufbau des vor 1933 
reich gegliederten katholischen Verbandswe-
sens drängten.

Die Bischöfe wollten mit Politik möglichst 
wenig zu tun haben, wie ja damals allenthal-
ben ein politisches Desinteresse zu verzeich-
nen war. Die Hirtenbriefe der ersten Nach-
kriegsjahre beschäftigten sich kaum mit „poli-
tischen" Fragen, vielmehr mit den seelischen 
und materiellen Nöten der Menschen, vor al-
lem mit der Sorge um die „christliche Fami-
lie“.

Die Bischöfe gingen freilich davon aus, daß 
nach dem Zusammenbruch des antichristli-
chen Totalitarismus ein gesellschaftlicher 
Wertkonsens auf der Grundlage der christli-
chen Wertüberlieferungen zustande komme. 
Diese Auffassung war ein Reflex der Erneue-
rung des religiösen und kirchlichen Lebens, 
wie sie nach dem Zweiten Weltkrieg in den 
drei Westzonen einsetzte. Überraschend kam 
die Erklärung der deutschen Bischöfe, daß sie 
das Grundgesetz nur als „vorläufig" betrach-
ten könnten, da es nicht gelungen war, darin 
das Elternrecht für die Bestimmung des welt-
anschaulichen Charakters der Schule für ihre 
Kinder zu verankern. Wörtlich heißt es dann: 
„Wir dürfen uns dadurch (gemeint ist die Be-
rücksichtigung einzelner Anliegen, die beson-
ders von katholischer Seite vertreten wurden: 
die Anrufung Gottes in der Präambel, das 
Recht auf Leben und die Unversehrtheit des 
Körpers, der Bezug auf das Sittengesetz, der 
Schutz für Ehe und Familie, die Sicherung des 
Religionsunterrichtes, das Recht auf Privat-
schulen, die öffentlich-rechtliche Stellung der 
Kirche, die indirekte Anerkennung der Fort-
geltung des Reichskonkordats wie der Län- 
derkonkordate) aber nicht täuschen lassen, 
daß es nicht gelungen ist, dem ganzen Grund-
gesetz die tiefere religiöse Begründung zu ge-
ben, um deren Verankerung christlich den-
kende Abgeordnete sich so sehr bemüht hat-
ten. Auch die Anrufung Gottes als solche al-
lein ändert an diesem Grundcharakter noch 
nichts. Dieses Bedenken ist um so ernster, als 



die Mehrheit des Parlamentarischen Rates es 
abgelehnt hat, von gottgegebenen’ Men-
schenrechten zu sprechen, welcher Antrag 
ausdrücklich gestellt war."3)

3) Hirtenwort der deutschen Bischöfe zum Grund-
gesetz (Amtsblatt der Erzdiözese München und 
Freising, Beilage zu Nr. 7/1949, S. 2). Vgl. die Studie 
von Burkhard van Schewick, Die katholische Kir-
che und die Entstehung der Verfassungen in West-
deutschland 1945—1950 (Veröffentlichungen der 
Kommission für Zeitgeschichte, Reihe B: Forschun-
gen, Bd.30), Mainz 1980, S. 5—30, 65 ff.
4) Vgl. Hans Maier, Die politischen und gesell-
schaftlichen Grundlagen des Staat-Kirche-Verhält- 
nisses in der Bundesrepublik Deutschland, in: 
Handbuch des Staatskirchenrechts, Bd. I, Berlin 
1974, S. 87—105.
5) Klaus Gotto, Die deutschen Katholiken und die 
Wahlen in der Adenauer-Ära, in: Albrecht Langner 
(Hrsg.), (Anm. 2), S. 7 ff., hier S. 10. Vgl. auch Rudolf
Morsey, Katholizismus und Unionsparteien in der
Ära Adenauer, ebd., S. 33 ff.

Diese massiven Vorbehalte der Bischöfe be-
wirkten jedoch keine kritische Distanz zum 
neuen Staat, zumal das Grundgesetz der Kir-
che und der Verwirklichung ihrer Sendung 
und darüber hinaus den Katholiken als 
Staatsbürgern bei der Ordnung und Gestal-
tung der gesellschaftlichen und politischen 
Verhältnisse große Möglichkeiten eröffnete4). 
Was das Wahlverhalten der Katholiken be-
trifft, so entschied sich eine große Mehrheit 
für die Christlichen Unionsparteien, deren 
Anhängerschaft zu zwei Dritteln aus Katholi-
ken und nur zu einem Drittel aus Protestan-
ten bestand5). Die Spannungen und Gegen-
sätze zur SPD, die an die Positionen des Hei-
delberger Programms von 1925 wieder an-
knüpfte und sich für christliche Wertpositio-

nen nicht öffnen wollte, nahmen zu. In einem 
gemeinsamen Hirtenbrief vom 14. Juli 1949 
nannten die Bischöfe diejenigen politischen 
Kräfte beim Namen, die kein Verständnis für 
„wesentliche christliche Forderungen" gehabt 
hätten, nämlich Abgeordnete der „sozialisti-
schen und liberalistischen Weltanschauun-
gen“6). Zugleich wurde der Angriff des SPD- 
Vorsitzenden Kurt Schumacher zurückgewie-
sen, der die Kirche als „fünfte Besatzungs-
macht" bezeichnet hatte. Auch die Schulpoli-
tik in einigen von der SPD regierten Ländern 
verfolgte ausgesprochen ideologische Ziele 
und trug nicht zu einer Entkrampfung bei. 
Schließlich hielten sich auch die Einheitsge-
werkschaften nicht an die bei ihrer Gründung 
akzeptierten Regeln der weltanschaulichen 
und politischen Neutralität. Bei der Bundes-
tagswahl 1953 traten sie offen für einen politi-
schen Wechsel ein und provozierten die Ka-
tholiken im DGB, was zur Wiederbegründung 
der Christlichen Gewerkschaften führte.

II. Die Kirche in der pluralistischen Gesellschaft

Die Katholische Kirche hatte im ersten Nach-
kriegsjahrzehnt in der Gesellschaft und im 
politischen System eine Stellung erlangt, wie 
dies kaum jemand für möglich gehalten hätte. 
Gerhard Schmidtchen gelangt zu dem Urteil: 
„Die Katholiken sind die eigentlichen Entdek- 
ker der Bundesrepublik. Früher als die Prote-
stanten haben sie im ersten Jahrzehnt der 
Existenz der Bundesrepublik ein politisches 
Heimatgefühl entwickelt, während die Prote-
stanten noch länger den Farben Schwarz-

Weiß-Rot nachtrauerten und unter der Tei-
lung litten."7)

Die Änderungen, die sich seit Mitte der fünf-
ziger Jahre allmählich anbahnten und die sich 
dann in den sechziger Jahren durchsetzen 
konnten, kamen nicht so sehr von außen, von 
politischen oder weltanschaulichen Gegen-
kräften, sie kamen vielmehr von innen. Die 
im Zuge des Wirtschaftswunders sich breit 
machende „Entideologisierung" und die At-
traktivität dessen, was als „pluralistische Ge-
sellschaft" verstanden wurde, wirkten sich in 
wachsendem Maße auf das Bewußtsein, das 
Denken und die Verhaltensweisen vieler Ka-
tholiken aus und veränderten die Stellung der 
Kirche im Bezugsfeld von Gesellschaft und 
Politik.

6) Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Köln, 
(1949) 89, S. 296. Vgl. auch: Jürgen Aretz, Katholizis-
mus und deutsche Sozialdemokratie 1949—1963, in: 
Albrecht Langner (Hrsg.), (Anm. 2), S. 61—81.
7) Gerhard Schmidtchen, Religiöse Legitimation im 
politischen Verhalten, in: Anton Rauscher (Hrsg.), 
Kirche — Politik — Parteien, Köln 1974, S. 57.



Der Verlust der Konfessionsschule
Verhältnismäßig früh wurde von diesem 
Wandlungsprozeß die Konfessionsschule be-
troffen, jedenfalls in denjenigen Bundeslän-
dern, in denen sie nach 1945 eingerichtet wor-
den war. Von verschiedenen Seiten gingen 
die Bestrebungen nach „Entkonfessionalisie- 
rung" der Schulen aus. Die Bischöfe setzten 
sich in einer Reihe von Stellungnahmen und 
Erklärungen mit Nachdruck für das Eltern-
recht ein, das den Eckstein für die freie Wahl 
der bekenntnismäßigen Art der Schule bilde-
te. Nachdem aber die konfessionelle Lehrer-
bildung aufgegeben werden mußte, war auch 
die Konfessionsschule nicht mehr zu halten. 
Letzten Endes waren freilich nicht die politi-
schen Gegenkräfte — vor allem war es die 
SPD, die auf die Beseitigung der Konfessions-
schulen drängte —, sondern „die innerkatholi-
sche Pluralisierung seit Beginn der sechziger 
Jahre" für diese Entwicklung verantwortlich, 
wie Bischof Pohlschneider auf dem Stuttgar-
ter Katholikentag 1964 feststellte8). Bei Eltern 
und bei katholischen Verbänden war der Sinn 
für die Notwendigkeit einer weltanschaulich 
und religiös geschlossenen Erziehung der 
Kinder verloren gegangen. Und es fehlten zu-
nehmend jene Lehrerinnen und Lehrer, die 
Geist und Gehalt der konfessionellen Schule 
prägen können.

8) Johannes Pohlschneider, Schule und Bildung im 
Spannungsfeld von Kirche und Staat, in: Anton 
Rauscher (Hrsg.), Kirche und Staat in der Bundesre-
publik 1949—1963 (Beiträge zur Katholizismusfor- 
schung), Paderborn-München-Wien-Zürich 1979,
S. 109.

Der Verlust der Konfessionsschule wirkte 
sich in der Bundesrepublik Deutschland gra-
vierend aus. Die geschichtliche Entwicklung 
ist hier ja anders verlaufen als etwa in den 
USA oder in den romanischen Ländern, in de-
nen neben dem staatlichen ein breit ausge-
bautes freies kirchliches Schulsystem besteht. 
Die Gefahr war nicht von der Hand zu wei-
sen, daß die Erziehung selbst als eine bloße 
Wissens- und Informationsvermittlung ange-
sehen wurde und daß an die Stelle der christ-
lichen Orientierung andere, innerweltliche 
Sinngebungen treten würden.

Die Stellung zu den politischen Parteien
Im Frühjahr 1969 — es war noch die Zeit der 
Großen Koalition — veröffentlichten die *

deutschen Bischöfe das Schreiben „Über die 
Kirche in der pluralistischen Gesellschaft und 
im demokratischen Staat der Gegenwart", mit 
dem die Pastoralkonstitution des Zweiten Va-
tikanischen Konzils auf die deutsche Situa-
tion angewendet werden sollte. Darin hieß es: 
„Nicht nur die Programme der politischen 
Parteien haben sich gewandelt. Heute spricht 
man nicht selten von einer Entideologisie-
rung der Parteien. Man fordert die parteipoli-
tische Neutralität von Christentum und Kir-
che und ruft zum Dialog und zur Solidarität 
mit allen Gruppierungen auf. Hinter diesen 
Thesen und Forderungen darf sich freilich 
nicht eine Absage an alle tieferen Fragen der 
politischen und gesellschaftlichen Ordnung 
zu Gunsten einer Technokratie des Politi-
schen verbergen. Vielmehr muß gefordert 
werden, daß die politischen Parteien für das 
christliche Leitbild vom Menschen und von 
der Gesellschaft offen sind" (Nr. 48).
Diese Äußerung markiert eine Entwicklung, 
die mit der Aufsehen erregenden Tagung der 
Katholischen Akademie in Bayern über Chri-
stentum und Sozialismus im Januar 1958 be-
gonnen hatte. Karl Forster wollte die Mög-
lichkeiten ausloten, die Beziehungen zwi-
schen der Katholischen Kirche und den poli-
tischen Parteien in einer ähnlichen Weise zu 
gestalten, wie dies in den USA der Fall war9). 
Im Katholizismus mehrten sich die Stimmen, 
die das gute Verhältnis der Kirche zu den 
regierenden Christlichen Unionsparteien als 
einseitig empfanden und für eine „Öffnung", 
für den Dialog mit der SPD eintraten. Das 
Godesberger Programm (1959), mit dem die 
SPD ihre marxistischen Traditionen abstreif-
te, begünstigte den Wunsch nach „Entideolo-
gisierung". In diesem Programm entwickelte 
die SPD erstmals eine positive Einstellung zu 
Religion, Christentum und Kirche, auch in ih-
rer Bedeutung für das gesellschaftliche und 
politische Leben. Sie rückte ab von der 
Kampfparole „Religion ist Privatsache". Aller-
dings hatte Gustav Gundlach das für die Kir-
che entscheidende Kriterium nicht -bei der 
Absage an den Marxismus, sondern bei der

9) Karl Forster (Hrsg.), Christentum und Sozialis-
mus, München 1958. Vgl. auch Jürgen Aretz, Ka-
tholizismus und deutsche Sozialdemokratie 1949— 
1963, in: Albrecht Langner (Hrsg.), (Anm. 2), S. 61— 
81.



Überwindung der anderen Tradition in der 
SPD gesehen, nämlich des liberalistischen 
Wurzelgrundes, was sich vor allem im Be-
reich der Kultur- und Rechtspolitik auswirk-
te 10).
Auf katholischer Seite wuchs die Hoffnung, 
die SPD würde sich weiter wandeln und für 
das in der Katholischen Soziallehre festgehal-
tene christliche Menschen- und Gesell-
schaftsverständnis öffnen. 1964 erklärte Kar-
dinal Döpfner: „Im Godesberger Programm 
hat die Partei des demokratischen Sozialis-
mus zweifellos eine Brücke über den Ab-
grund zu bauen begonnen, der Kirche und So-
zialdemokratie seit je getrennt hat. Wenn ein 
Bild erlaubt ist, so kann man sagen, die 
Spannbetonbrücke ist in einem Ausmaß ge-
wachsen, wie man es vor wenigen Jahrzehn-
ten noch für unmöglich gehalten hätte. Aber, 
ohne auf Einzelheiten einzugehen, glaube ich 
doch, nach reiflicher Überlegung sagen zu 
müssen, die Brücke ist nicht befahrbar, der 
Abgrund ist zur Stunde nicht geschlossen."10)

10) Gustav Gundlach, Katholizismus und Sozialis-
mus, in: Karl Forster (Hrsg.), Christentum und De-
mokratischer Sozialismus (Studien und Berichte 
der Katholischen Akademie in Bayern), München 
1958, S. 9—27.
11) Zitiert nach Herder-Korrespondenz, (1964)10, 
S. 460.
12) Bernhard Hanssler, Der Pluralisierungsprozeß
im deutschen Katholizismus und seine gesell-
schaftlichen Auswirkungen, in: Albrecht Langner 
(Hrsg.), (Anm. 2), S. 103—121.

Die neue Offenheit fand auch in den Hirten-
worten der Bischöfe zu den Bundestagswah-
len von 1961 und 1965 ihren Niederschlag. 
Man beschränkte sich auf mehr formale Ge-
sichtspunkte, auf die Betonung der sittlichen 
Verantwortung in der Politik und in der 
Wahlpflicht, auf das Recht der christlichen 
Staatsbürger, nach ihrem Glauben und Gewis-
sen an der Gestaltung des gesellschaftlichen 
und staatlichen Lebens mitzuwirken, auf den 
Aufruf, Männer und Frauen zu wählen, die 
aus gläubiger Haltung politische Verantwor-
tung auf sich nehmen.

Der „Pluralisierungsprozeß" in Kirche 
und Katholizismus

Bernhard Hanssler, der langjährige geistliche 
Direktor des Zentralkomitees der deutschen 
Katholiken, hat diesen Begriff geprägt12 ). Der 

neue „pluralistische Wille" sei schon vor dem 
Konzil am Werk gewesen in den 1960 aufge-
flammten Kontroversen um die „katholische 
Geschlossenheit", in den Angriffen auf den 
überlebten Verbandskatholizismus, in kriti-
schen Schriften wie Carl Amerys „Die Kapitu-
lation oder Deutscher Katholizismus heute". 
Richtig in Schwung gekommen sei der Plura-
lisierungsprozeß durch das Zweite Vatikani-
sche Konzil (1962—1965). „Apertura" (Öffnung) 
und „aggiornamento" im Sinne der Anpassung 
der Kirche an die moderne Welt (nicht im 
Sinne des Heutigwerdens der Kirche) seien 
die Schlüsselbegriffe geworden, unter denen 
das Konzil in Deutschland rezipiert worden 
sei. Daneben tauchten nach und nach die Be-
griffe Demokratisierung, Pluralismus, Dialog, 
kritischer Katholizismus auf. In der Theologie 
wurde es schick, an der Autorität der Bischöfe 
zu rütteln, die Strukturen der Kirche, aber 
auch die Glaubenswahrheiten selbst zu „hin-
terfragen" bzw. sie in Frage zu stellen.

Diese Entwicklung in der Kirche bildete das 
Pendant zu den geistig-kulturellen Vorgän-
gen in der Gesellschaft. Nach der Wiederauf-
bauphase konnte sich die sogenannte Zweite 
Aufklärung voll entfalten. Sie war bestimmt 
von einem lange Jahre ungebrochenen Fort-
schrittsglauben, der nicht nur ein unaufhörli-
ches Wachstum der Wirtschaft und des mate-
riellen Wohlstandes prognostizierte, sondern 
vielmehr von der Erwartung lebte, es sei nur 
noch eine Frage der Zeit, bis die Gesellschaft 
alle Probleme lösen könne.

Kein Wunder, daß unter diesen Umständen 
der Versuch unternommen wurde, die Offen-
barung und den Glauben neu zu verstehen 
und auch die Aufgabe der Kirche als gesell-
schaftskritische Instanz zu umschreiben13 ). 
Das Anliegen der „politischen Theologie" von 
Johann Baptist Metz war aus der Sorge gebo-
ren, der christliche Glaube und die Kirche 
könnten von den Wogen des neuen Säkularis- 
mus und des Fortschrittsoptimismus zu einer 
bloß noch „privaten" Angelegenheit reduziert 
werden. Man wollte sich also gleichsam an 
die Spitze der Veränderung in der Welt set-
zen. Die horizontale Ausrichtung des Glau-
bens und der Kirche begünstigte die verschie-

1 13) Johann Baptist Metz, Zur Theologie der Welt, 
Mainz-München, 1968.



denen Gruppen des kritischen Katholizismus, 
die, ähnlich wie die Außerparlamentarische 
Opposition (APO) in der Gesellschaft, wenn 
auch mit zeitlicher Verzögerung, sich zu Wort 
meldeten. Nicht umsonst ging das Wort von 
einer Politisierung der Kirche „nach links" um, 
wie dies vornehmlich in katholischen Studen-
tengemeinden zu beobachten war.

Was die Bischöfe mit Sorge erfüllte, war der 
Rückgang der Bindungen an die Kirche (zu-
rückgehender Kirchenbesuch und Sakramen-
tenempfang) und an die von der Kirche ver-
bürgten christlichen Werte, vor allem im Be-
reich von Ehe und Familie (Enthaltsamkeit 
vor der Ehe, Ehescheidung), aber auch in an-
deren kulturellen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Orientierungen. Die öffentliche Mei-
nung erging sich mit steigender Begeisterung 
im Abbau von „Tabus", von überkommenen 
sittlichen Wertorientierungen. Dies färbte auf 
viele Katholiken ab, die sich dem Sog des 
Zeitgeistes nicht entziehen konnten. Ein wei-
terer Einbruch erfolgte auf dem Gebiet des 
Religionsunterrichts, der bisweilen eher ei-
nem Sozialkundeunterricht glich, als daß er 
den jungen Menschen den Zugang zu den re-
ligiösen und sittlichen Werten erschlossen 
hätte.

Die Gemeinsame Synode der Bistümer in der 
Bundesrepublik Deutschland sollte dazu die-
nen, das aus dem Ruder gelaufene Schiff der 
Kirche wieder auf einen Kurs zu bringen, der 
einerseits den eingetretenen Wandlungen 
Rechnung tragen, der andererseits die reli-
giöse und sittliche Substanz in einer so geän-
derten Landschaft wieder zur Geltung brin-
gen könnte. Der Forschungsbericht über die 
von der Deutschen Bischofskonferenz zur 
Vorbereitung der Würzburger Synode veran-
laßten Umfragen spiegelte die Einstellung der 
Katholiken zu ihrer Kirche wider. Deutlich 
trat die Diskrepanz zwischen dem in der Ge-
sellschaft akzeptierten Wertsystem zu jenem 
von der Kirche vertretenen Wertsystem zuta-
ge14 ). Auffallend waren die Befunde über die 
Zusammenhänge zwischen der Befürwortung 
stärkerer kirchlicher Veränderungen und 
dem Eintreten für eine Veränderung der Ge-
sellsc 15haftsordnung ).

14) Gerhard Schmidtchen in Verbindung mit dem 
Institut für Demoskopie Allensbach, Zwischen Kir-
che und Gesellschaft. Forschungsbericht über die 
Umfragen zur Gemeinsamen Synode der Bistümer 
in der Bundesrepublik Deutschland, Freiburg - Ba-
sel - Wien 1972.
15) Karl Forster, Zur theologischen Motivation und 
zu den pastoralen Konsequenzen der Umfragen zur 
Gemeinsamen Synode der Bistümer in der Bundes-
republik Deutschland, in: Befragte Katholiken — 
Zur Zukunft von Glaube und Kirche, hrsg. von Karl 
Forster, Freiburg - Basel - Wien 1973, S. 21.

Die Veränderungen in Gesellschaft und Kir-
che, die hier nur skizzenhaft angedeutet wer-
den konnten, haben den in Deutschland histo-
risch gewachsenen Katholizismus („politi-
scher und sozialer Katholizismus") erschüttert 
und die Kirche verunsichert, auch hinsicht-
lich ihrer Aufgabe im Kräftefeld von Gesell-
schaft und Politik.

III. Das Ringen um die Grundwerte

Eine Wende trat erst ein, als die 1969 gebil-
dete sozialliberale Koalition unter dem Stich-
wort der „inneren Reformen" daran ging, die 
Wertgrundlagen des Zusammenlebens, zu de-
nen sich das Grundgesetz bekennt, durch 
vielfältige rechtspolitische Eingriffe zu verän-
dern. Sowohl bei der SPD als auch bei der 
FDP waren alte ideologische Zielsetzungen 
wieder hervorgekommen. Die moderne Ka-
tholische Soziallehre hat seit Bischof Ketteier 
dem Liberalismus wie dem „bürgerlichen" So-
zialismus (gemeint ist der „demokratische" So-
zialismus) eine utilitaristische individualisti-
sche Gesellschaftsauffassung vorgeworfen, 
die keine vorgegebenen Werte und Bindun-
gen kenne. Das Bild vom autonomen Men-
schen, der aus allen Zwängen und Bindungen, 
die er nicht selbst eingegangen ist, „befreit" 

werden müsse, und der sich selbst die oberste 
Instanz für sein Handeln ist, dieses emanzipa-
torische Menschenverständnis war die Be-
zugsbasis der sogenannten Reformpolitik.
Bei der Reformpolitik ging es nicht, wie der 
Begriff es nahezulegen schien, nur darum, die 
infolge der langen Regierungszeit der Unions-



Parteien eingetretenen Verkrustungen abzu-
bauen und neue ungelöste Aufgaben anzuge-
hen, sondern um eine „neue Gesellschaft", was 
die Jusos und Judos damals auch klar ausge-
sprochen haben. Auf kirchlicher Seite sperrte 
man sich keineswegs gegen die Reformbe-
dürftigkeit von Einrichtungen und Regelun-
gen, die veraltet und nicht mehr zeitgerecht 
waren. Wo aber sittliche Grundwerte angeta-
stet wurden, mußte dies den Widerstand her-
ausfordern.

Um das Lebensrecht der ungeborenen 
Kinder

Im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen 
stand die strafrechtliche Freigabe der Tötung 
ungeborenen Lebens (§ 218 StGB). Die Deut-
sche Bischofskonferenz, die Bischöfe, das 
Zentralkomitee der deutschen Katholiken, 
viele katholische Verbände und prominente 
Katholiken haben sich massiv gegen die Ab-
sicht gewandt, den Schutz für die ungebore-
nen Kinder zu mindern oder aufzuheben. 
Nachdem das Bundesverfassungsgericht die 
Unvereinbarkeit der Fristenregelung mit dem 
Grundgesetz festgestellt hatte, rückten die 
Regierungsparteien zwar formell von dieser 
Regelung ab, verwirklichten jedoch mit Hilfe 
der weitgefaßten sozialen Indikation ihr ur-
sprüngliches Vorhaben. Im „Pastoralen Wort 
der deutschen Bischöfe" vom 7. Mai 1976 heißt 
es: „Der Deutsche Bundestag hat durch Ände-
rung des § 218 StGB den umfassenden Rechts-
schutz für das ungeborene Leben aufgehoben 
... Der Staat hält sich nicht mehr für ver-
pflichtet, Leben und Würde des Menschen im 
notwendigen Umfang auch strafrechtlich zu 
schützen. Diese Regelung erschüttert das 
Fundament unseres Rechtsstaats, sie zerstört 
das sittliche Bewußtsein der Bürger und 
macht die Gesellschaft nicht menschlicher, 
sondern unmenschlicher."

Es hat vereinzelt Theologen und kleine Grup-
pen von Katholiken gegeben, die die vorder-
gründige Argumentation der Koalitionspar-
teien sich zu eigen machten, man wolle durch 
die Änderung des § 218 StGB das ungeborene 
Leben besser schützen. Auch gab es Vorstöße, 
die verschiedenen Bereiche des Sittengeset-
zes und des Strafrechts stärker voneinander 
abzuheben. Die große Mehrheit der Katholi-
ken jedoch nahm zusammen mit ihren Bischö-

fen eine dem christlichen Gewissen und der 
Wertnorm des Grundgesetzes verpflichtete 
Haltung ein, so daß auch alle Versuche schei-
tern mußten, einen Keil zwischen die angeb-
lich „konservative" Kirchenführung und das 
„fortschrittliche" Kirchenvolk zu treiben. 
Wenn der von den Bischöfen vertretene 
Standpunkt breite Zustimmung fand, so auch 
deshalb, weil er nicht als eine Art parteipoliti-
scher Option mißverstanden werden konnte. 
Allen Beteiligten, selbst jenen, die anders ur-
teilten, war klar, daß die Kirche hier den un-
antastbaren Wert jedes Menschenlebens ver-
teidigte.

Die Grundwerte von Ehe und Familie

Ein weiteres Spannungsfeld zwischen Kirche, 
Gesellschaft und Politik war die Reform des 
Ehescheidungsrechtes und des elterlichen 
Sorgerechtes. Es war weniger der Übergang 
vom Verschuldens- zum Zerrüttungsprinzip, 
der den Widerstand der Kirche herausforder-
te. Zum Problem wurde die „Reform", weil der 
auch im Grundgesetz verbürgte Charakter 
der Ehe als einer Gemeinschaft auf Lebens-
zeit in Frage gestellt wurde und weil das be-
absichtigte Fristenprinzip bei der Eheschei-
dung auch den Ehegatten, der sich nichts 
hatte zuschulden kommen lassen, nicht vor 
Betrug und Ausbeutung schützte 16).

Nicht minder problematisch war die beab-
sichtigte Reform des elterlichen Sorgerechts. 
Die Kritik entzündete sich auch hier nicht an 
der Ersetzung des Begriffs der „elterlichen 
Gewalt" durch den der „elterlichen Sorge". Die 
Kritik richtete sich vielmehr gegen das Miß-
trauen, das den Eltern und der Familie entge-
gengebracht wurde. Man sprach davon, daß 
das Kind „nach heutigem Rechtsbewußtsein 
nicht als Objekt elterlicher Fremdbestim-
mung" angesehen werden dürfe und deshalb 
dem Staat entsprechende Kontroll- und Ein-
griffsmöglichkeiten an die Hand gegeben 
werden müßten. Darüber hinaus sollten Kin-
dern und Jugendlichen eine Reihe von 
Rechtsansprüchen an den Eltern vorbei ein-

16) Vgl. Vincens M. Lissek, Gegen die Ehe. Der Ent-
wurf des Ersten Eherechtsreformgesetzes und 
seine Auswirkungen, in: Reihe Kirche und Gesell-
schaft, hrsg. von der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle Mönchengladbach, Heft 
Nr. 20, Köln 1975.



geräumt werden 17). Dies lag ganz auf der 
ideologischen Linie des Zweiten Familienbe-
richts der Bundesregierung (1975), der im 
Grunde davon ausging, daß die Familie eine 
überholte, autoritäre Einrichtung sei, die 
nicht mehr in die „demokratische" Landschaft 
passe 18). Die Familie wurde verdächtigt, die 
eigenen Kinder zu unterdrücken, ihnen, an-
statt die Freiheit zu geben, gesellschaftlich 
festgelegte Werte und Normen aufzuzwingen, 
sie für bestimmte Rollen und Verhaltenswei-
sen in der Gesellschaft zu präparieren und auf 
diese Weise dafür zu sorgen, daß „willige" und 
„folgsame" Staatsbürger heranwachsen.

17) Vgl. Walther J. Habscheid, Das elterliche Sorge-
recht in Gefahr, in: Reihe Kirche und Gesellschaft 
(Anm. 16), Heft Nr. 49, Köln 1978.
18) Zweiter Familienbericht, hrsg. vom Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit, Bonn 
1975. Dazu: Clemens und Rudolf Willeke, Versagen 
unsere Familien? Zum Zweiten Familienbericht der 
Bundesregierung, in: Reihe Kirche und Gesell-
schaft (Anm. 16), Heft Nr. 26, Köln 1976.

Natürlich sind die politischen Vorstöße für 
eine Neuordnung des elterlichen Sorgerechts 
nur verständlich, wenn man den damaligen 
gesellschaftlichen Hintergrund mitberück-
sichtigt. Die sozialistische Ideologie hatte in 
der Familie stets ein-Hemmnis zur Durchset-
zung der radikalen Gleichheit gesehen. Hinzu 
kam jetzt die Ideologie der Emanzipation, die 
dem Erziehungsauftrag der Eltern mißtraut 
und ihn, wenn sie ihn überhaupt noch gelten 
läßt, völlig uminterpretiert. Um die Familie 
ins gesellschaftliche Abseits zu rücken, wurde 
so getan, als ob die Familien schlechthin „ver-
sagen" und gar nicht mehr ihren Auftrag er-
füllen können. Die Massenmedien überschlu-
gen sich in der Kritik an der versagenden 
Familie.
Unter diesen Umständen war es für die Kir-
che nicht leicht, die Werte von Ehe und Fami-
lie, und zwar auch in ihrer unersetzlichen Be-
deutung für die Gesellschaft, hochzuhalten. 
Erschwert wurde diese Aufgabe dadurch, daß 
die Kirche in den Geruch geriet, sie wolle 
nicht nur diese Werte in ihrem bleibenden 
Gehalt verteidigen, sondern auch frühere 
zeit- und kulturbedingte Formen des Zusam-
menlebens und der Rollenverteilung zwi- 
sehen Mann und Frau, zwischen Eltern und 
Kindern aufrechterhalten. Fragen der Familie 
und der Familienpolitik kamen erst wieder 

stärker ins Blickfeld, als die Diskussion über 
die Folgen einsetzte, die der starke Geburten-
rückgang bei der deutschen Bevölkerung für 
die soziale Sicherheit in der Zukunft mit sich 
bringen werde.

Es gab noch andere Felder, auf denen Wert-
positionen, die für das christliche Verständnis 
vom Menschen und der Gesellschaft wichtig 
sind, aufgeweicht oder in Frage gestellt wur-
den: Jugendschutz; Erziehungsziele im Schul-
wesen; Stellung der Freien Träger im Sozial-
und Jugendbereich; die immer schneller zu-
nehmende Staatsverschuldung, die die Le-
benschancen der nachwachsenden Genera-
tion in unverantwortlicher Weise beeinträch-
tigt und die gesellschaftliche Ordnung auf die 
Dauer zerrüttet.

Wer bestimmt die Grundwerte?

Von Seiten derjenigen gesellschaftlichen und 
politischen Kräfte, die die „Reformpolitik" be-
fürworteten, wurde der Katholischen Kirche 
gerne vorgehalten, sie versuche, die von ihr 
vertretenen Normen nicht nur für die Katho-
liken, sondern auch für die Nicht-Katholiken 
aufzustellen und sie mit Hilfe des Staates 
durchzusetzen. Damit überschreite aber die 
Kirche ihre Kompetenz in einer pluralisti-
schen Gesellschaft und in einem weltan-
schaulich neutralen Staat. Diese Argumenta-
tion ist im Kern irreführend. Die Kirche will 
keineswegs die „katholische Moral" zum Maß- 
Stab des staatlichen Rechts machen. Jedoch 
handelt es sich bei den Grundwerten eben 
nicht um „katholische" oder „christliche" Wer-
te. Die Anerkennung und der Schutz des Le-
bensrechtes eines jeden Menschen, auch des 
ungeborenen, der Ehe als Gemeinschaft auf 
Lebenszeit, der Familie als der Lebensge-
meinschaft der Eltern mit ihren Kindern, 
diese Grundwerte und Grundrechte besitzen 
einen allgemeinen Geltungsanspruch, weil sie 
im Wesen des Menschen grundgelegt sind. 
Deshalb sind sie auch im Grundgesetz aner-
kannt, ebenso in vielen Verfassungen anderer 
Staaten, die die Menschenrechtserklärung 
der Vereinten Nationen nach dem Zweiten 
Weltkrieg aufgenommen haben.
Wenige Wochen, nachdem die deutschen Bi-
schöfe die im Bundestag durchgesetzte Ände-
rung des § 218 StGB zurückgewiesen hatten, 



versuchte Bundeskanzler Helmut Schmidt, 
die aufgerissene Kluft zur Katholischen Kir-
che zu überbrücken. In einem vielbeachteten 
Vortrag vor der Katholischen Akademie in 
Hamburg am 23. Mai 1976 erklärte er, daß das 
Grundgesetz aller staatlichen Gewalt die Ver-
pflichtung auferlege, die Unantastbarkeit der 
Menschenwürde zu achten und zu schützen, 
aber es sage nichts darüber, wie dies zu ge-
schehen habe19 ). Und was die Grundrechte 
des Grundgesetzes anbelangt, so sei es falsch, 
sie mit transzendent orientierten, mit religiö-
sen oder sittlichen Grundwerten gleichzuset-
zen. Die Grundrechte würden keine Garantie 
ganz bestimmter Auffassungen, Überzeugun-
gen, Werthaltungen oder eines bestimmten 
Glaubens oder Bekenntnisses enthalten. Wel-
che Wertgehalte und Auffassungen mit den 
Grundrechten verbunden werden, dies wür-
den in einer pluralen Gesellschaft und in ei-
ner Demokratie die Bürger selbst oder, richti-
ger gesagt, die jeweilige Mehrheit der Bürger 
entscheiden. „Wenn bestimmte ethische Auf-
fassungen in der Gesellschaft nicht mehr vor-
handen sind, dann verliert das Recht seine 
demokratische Legitimation." Es hänge von 
den Kirchen und Religionsgemeinschaften ab, 
ob und welche sittliche Auffassungen in der 
Gesellschaft lebendig sind und ob sie den 
Konsens der Mehrheit finden.

19) Helmut Schmidt, Ethos und Recht in Staat und
Gesellschaft, in: Grundwerte in Staat und Gesell-
schaft, hrsg. von Günter Gorschenek (Beck'sche 
Schwarze Reihe, Bd. 156), München 1977, S. 17 ff.

Diese Rede löste eine langanhaltende, heftige 
Diskussion aus. Von katholischer Seite wurde 
die Vorstellung, man könne die Grundwerte

IV. Das Verhältnis von Glaube und

Das Verhältnis von Glaube und Welt, von Kir-
che und Gesellschaft ist wie jeder geistig-sitt-
lich-politische Sachverhalt Mißverständnis-
sen und Fehldeutungen ausgesetzt. Es sind 
vor allem zwei Ansätze, die hier problema-
tisch sind und die nicht nur heute, sondern im 
Laufe der Geschichte in immer neuen Varian-
ten hervorgetreten sind.

und die Grundrechte in dieser Weise vonein-
ander trennen, als unhaltbar abgewiesen. Wer 
den Staat auf die Aufgabe beschränken wolle, 
nur „Grundrechte" zu schützen, deren Grund-
wertgehalt je nach der Mehrheitsmeinung der 
im Parlament vertretenen Kräfte bestimmbar 
sei, der degradiere den Staat zum Notar der 
in der Gesellschaft vorhandenen Meinun-
gen20 ). Sicherlich sind die Bürger, auch die 
Kirche, für die Grundwerte mitverantwort-
lich, und der Staat kann Werte und Normen 
des Zusammenlebens mit Hilfe des Rechts auf 
die Dauer nur schützen, wenn er dafür ent-
sprechenden Rückhalt im Volk und in den 
politischen Parteien findet. Aber der Staat 
muß auch selbst nicht nur für die Grundrech-
te, sondern auch für die zugrundeliegenden 
Grundwerte eintreten. Er darf nicht aus sei-
ner besonderen Verpflichtung für die Grund-
werte entlassen werden. Man kann nicht die 
Grundwerte und damit den Inhalt der Grund-
rechte in einem „demokratischen" Verfahren 
„bestimmen".
Auch die Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten würden unter solchen Umständen ihre 
Aufgabe der Wertbegründung nicht mehr er-
füllen können. Nicht nur würden sie zu gei-
stig-sittlichen „Pressure-groups", die Grund-
werte selbst würden zum Spielball der je 
mächtigeren und einflußreicheren Gruppen. 
Sie würden ihre sittliche Verbindlichkeit ver-
lieren und dafür eine plurale Beliebigkeit ein-
tauschen. Die Grundwerte würden wertlos.

Welt

Fehldeutungen: Spiritualisierung 
oder Politisierung von Glaube und Kirche

Auf der einen Seite sind hier die Bestrebun- 
gen zu nennen, sich auf das „Eigentliche" des 
Christentums zu besinnen. Das Evangelium 
richte sich an den Menschen, an sein persön-
liches Heil, an sein Gewissen, nicht aber auf

20)  Eine große Zahl von Erklärungen der Bischöfe, 
von Stellungnahmen und Äußerungen des Zentral-
komitees der deutschen Katholiken und Einzelper-
sönlichkeiten zum Fragenbereich der Grundwerte 
sind in dem von G. Gorschenek veröffentlichten 
Band (Anm. 19) zusammengefaßt. 



die wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Verhältnisse und Strukturen dieser Welt. 
Folglich würde auch die Kirche ihre Aufgabe, 
die Frohe Botschaft den Menschen zu ver-
künden und sie zu ihrem Heil zu führen, ver-
fehlen, wenn sie sich auf „weltliche" Angele-
genheiten einlasse.
Bei diesen Bestrebungen, das Evangelium und 
den Glauben als Angelegenheit einer „privat-
innerlichen" Sphäre zu begreifen, können sehr 
verschiedene Beweggründe am Werk sein. 
Sie können gespeist sein aus der Sorge um 
eine Veräußerlichung des Evangeliums und 
des Glaubens, um eine Verweltlichung der 
Heilsbotschaft und der Kirche. Man leugnet 
nicht die Verantwortung der Christen und 
der Kirche, sich für die Gerechtigkeit und die 
Liebe einzusetzen, aber man neigt dazu, die-
sen ganzen Bereich zu relativieren, weil die 
vollkommene Gerechtigkeit und Liebe so-
wieso nur im Reich Gottes dereinst herrschen 
werden.
Ganz andere Wurzeln haben jene Überlegun-
gen, die in der Regel von politischer Seite 
herkommen und die in der Weltverantwor-
tung aus dem Glauben eine Gefahr für die 
Eigenständigkeit der Politik oder der Wirt-
schaft erblicken. Man sieht in Erklärungen 
der Kirche zu Ordnungsfragen in Wirtschaft, 
Gesellschaft und Politik, jedenfalls wenn sie 
sich nicht mit der eigenen Ansicht decken, 
eine „Einmischung" in fremde Zuständigkei-
ten. Die Kirche solle sich aus dem politischen 
Bereich heraushalten und nicht Einfluß auf 
die Entscheidungen souveräner Bürger zu 
nehmen suchen. Und was das gesellschaftli-
che Wirken der Katholiken angeht, so hätten 
sie zwar dieselben Freiheiten und Pflichten 
wie alle anderen Bürger auch; aber z. B. die 
Berufung auf Werte, insoweit sie im christli-
chen Menschen- und Gesellschaftsverständ-
nis begründet sind, könne keinen allgemei-
nen Geltungsanspruch erheben. Die Katholi-
ken befänden sich in der pluralistischen Ge-
sellschaft eben in Konkurrenz zu anderen 
Wertsystemen und Überzeugungen.

Auf der anderen Seite gab und gibt es Versu-
che, das Evangelium „politisch" zu lesen und 
zu verstehen, Glaube und Kirche für den poli-
tischen Kampf um Gerechtigkeit und Solida-
rität in der Welt einzusetzen. Hierher gehö-
ren jene Bestrebungen, die den Christen die 

Rolle zuweisen, an der Spitze der Verände-
rung der gesellschaftlichen Verhältnisse zu 
marschieren, und die der Kirche die Aufgabe 
einer institutionellen Gesellschaftskritik auf-
drängen möchten. In welche Richtung diese 
„Veränderung" und die „Revolution" zur 
Durchsetzung von Gerechtigkeit und Solida-
rität gehen sollen, dies entscheidet sich meist 
danach, von welchen geistigen und begriffli-
chen Voraussetzungen her gedacht wird. Wie 
es in der Weimarer und nationalsozialisti-
schen Zeit vereinzelt Vorstöße gab für eine 
Politisierung von Glaube und Kirche „nach 
rechts", so gibt es heute nicht wenige Versu-
che einer Politisierung nach links, wobei 
Denk- und Begriffsmuster wie die sogenannte 
„marxistische Analyse", eine klassenkämpferi-
sche Deutung der „Armen" im Evangelium 
oder auch die „Basis-Kirche" im Gegensatz zur 
hierarchisch verfaßten Kirche verwendet 
werden.
Die Auseinandersetzungen zwischen der 
Deutschen Bischofskonferenz und den Füh-
rungen mancher katholischer Jugendorgani-
sationen spiegeln diese Problematik ebenso 
wie die jüngst erschienene Instruktion der 
Glaubenskongregation, die sich kritisch mit 
einigen Aspekten der vor allem in Lateiname-
rika verbreiteten „Theologie der Befreiung" 
befaßt21 ).

21) Instruktion der Kongregation für die Glaubens-
lehre über einige Aspekte der „Theologie der Be-
freiung" vom 6. August 1984, in: Verlautbarungen 
des Apostolischen Stuhls, hrsg. vom Sekretariat der 
Deutschen Bischofskonferenz, Nr. 57. Vgl. hierzu 
Joseph Höffner, Soziallehre der Kirche oder Theo-
logie der Befreiung? (Reihe: Der Vorsitzende der 
Deutschen Bischofskonferenz, hrsg. vom Sekreta-
riat der Deutschen Bischofskonferenz), Nr. 11, Bonn • 
1984.

Christliche Weltverantwortung

Sowohl eine Spiritualisierung als auch eine 
Politisierung verfehlen das Wesentliche des-
sen, was mit christlicher Weltverantwortung 
gemeint ist. Diese hängt natürlich eng zusam-
men mit der Frage der Zuordnung von Welt 
und Heil, von Kirche, Gesellschaft und Politik. 
Das Zweite Vatikanische Konzil sagt diesbe-
züglich: „Die ihr eigene Sendung, die Christus 
der Kirche übertragen hat, bezieht sich zwar 
nicht auf den politischen, wirtschaftlichen 
oder sozialen Bereich: das Ziel, das Christus 



ihr gesetzt hat, gehört ja der religiösen Ord-
nung an. Doch fließen aus eben dieser religiö-
sen Sendung Auftrag, Licht und Kraft, um der 
menschlichen Gemeinschaft zu Aufbau und 
Festigung nach göttlichem Gesetz behilflich 
zu sein."22 )

22) Pastoralkonstitution „Gaudium et Spes", Nr. 42.

Mit der Betonung der religiösen Sendung der 
Kirche hat das Konzil eine Politisierung des 
Glaubens zurückgewiesen. Wo immer ver-
sucht würde, aus Texten der Heiligen Schrift 
politische Rezepte und Lösungen abzuleiten 
oder sie dafür zu gebrauchen, wäre dies nicht 
nur ein „Mißverständnis", sondern ein Verstoß 
gegen die christliche Botschaft und gegen die 
Sendung der Kirche. Eine Theologisierung 
der Politik, der Wirtschaft, der Wissenschaft 
in diesem Sinne ginge an der christlichen 
Weltverantwortung vorbei, an der grundsätz-
lichen Unterscheidung der beiden Bereiche 
vom religiösen Heil und der Welt, von Kirche 
und Gesellschaft und auch an der Autonomie 
der gesellschaftlichen Lebensbereiche. Dies 
ist auch der Grund dafür, warum es keinen 
„christlichen Staat" und keine „christliche 
Wirtschaft" gibt, auch wenn bisweilen die 
Verwendung dieser Begriffe zur Verwirrung 
beigetragen hat.

Aber diese Grenzziehung gegen eine Politi-
sierung darf nicht so ausgelegt werden, als ob 
der Glaube nur im privaten Kämmerlein ge-
lebt werden könne und nicht für die gesell-
schaftlichen Verhältnisse von Bedeutung sei. 
Aus der religiösen Sendung erwachsen näm-
lich, wie das Konzil sagt, „Auftrag, Licht und 

Kraft, um der menschlichen Gemeinschaft zu 
Aufbau und Festigung nach göttlichem Ge-
setz behilflich zu sein". Es geht um die geistig-
sittliche Orientierung, die bei allen Ord-
nungsfragen der Gesellschaft nicht ausge-
klammert werden kann. Die Kirche hat in ih-
rer Sozialverkündigung diejenigen Grund-
werte aufzuzeigen, die für eine Gesellschaft, 
die den Anforderungen der Gerechtigkeit 
und der Solidarität genügen will, unverzicht-
bar sind und die auch das christliche Men-
schen- und Gesellschaftsverhältnis bestim-
men. Und während die Katholische Sozial-
lehre wissenschaftlich diese Werte und die 
Zusammenhänge reflektiert, sind die Christen 
gehalten, diese Werte in der Praxis, im kon-
kreten Vollzug des gesellschaftlichen Lebens 
zur Geltung zu bringen, nicht einfach, um die 
Gesellschaft „christlich" zu machen, sondern 
um sie „gerecht" und „solidarisch" zu gestal-
ten.

Weil es bei der christlichen Weltverantwor-
tung nicht um die Durchsetzung kirchlicher 
Interessen geht, deshalb wäre es abwegig, die 
Kirche als „Pressure-group" zu sehen, sie auf 
dieselbe Linie wie die anderen sozialen Grup-
pen und Interessenorganisationen zu stellen 
und ihre Legitimation darin zu suchen, ob sie 
in der Lage ist, die Mehrheit der Bürger für 
die von ihr vertretenen Positionen zu gewin-
nen oder wenigstens lautstark und effektvoll 
ihre „Macht" auszuspielen. Auftrag und Legiti-
mation der Kirche im Spannungsfeld von Ge-
sellschaft und Politik sind anderer Art. Die 
Kirche wird im eigenen Interesse auf die 
Grenze ihrer moralischen Autorität achten 
müssen.



Reinhard Henkys

Staat und Kirchen in der DDR

In allen Perioden der bisherigen DDR-Ge-
schichte hat die Partei- und Staatsführung 
den Kirchen im Lande hohe Aufmerksamkeit 
gewidmet. In diesen 36 Jahren ist die Säkula-
risierung voll zum Zuge gekommen. 1949 war 
in der Deutschen’ Demokratischen Republik 
ebenso wie in der Bundesrepublik, fast jeder 
Bürger zugleich auch Kirchenmitglied. Heute 
wird man höchstens noch bei vier von zehn 
Landesbewohnern religiöse Bindungen an-
nehmen können. Dennoch scheint der Stel-

lenwert der Kirchenpolitik nicht gesunken, 
wenn Inhalt und Zielrichtung sich auch er- 
heblich gewandelt haben. Ja, die SED Erich 
Honeckers räumt den zur Minderheit gewor-
denen, im Bewußtsein großer Teile der Bevöl-
kerung nicht mehr verankerten Kirchen in 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
Rechte zur Mitgestaltung ein, die der Mehr-
heitskirche in der Periode des Aufbaus des 
Sozialismus der fünfziger Jahre nachdrück-
lich bestritten wurden.

Die Entwicklung der Religionszugehörigkeit 
der Bevölkerung im Gebiet der DDR ist nur 
bis 1964 in Volkszählungen erfaßt worden. 
1946 waren noch etwa 95 Prozent Mitglieder 
einer Religionsgemeinschaft (davon 82 % ev. 
und 12 % röm.-kath.), 1950 rd. 94 Prozent und 
1964 waren es nur noch knapp 68 Prozent 
(59 % ev., 8 % röm.-kath.). In den siebziger Jah-
ren dürfte die Religionszugehörigkeit die 50- 
Prozent-Grenze unterschritten haben. Heute 
liegt sie nach Einschätzung kirchlicher Ken-
ner wahrscheinlich unter 40 Prozent. Offiziell 
allerdings haben die Kirchen die von ihnen 
genannten Zahlen seit Jahren nicht mehr 
nach unten korrigiert.
Nach diesen statistisch nicht abgesicherten 
Schätzungen haben die im Kirchenbund zu-
sammengeschlossenen acht evangelischen 
Landeskirchen zusammen 7,8 Millionen, die 
römisch-katholischen Jurisdiktionsbezirke 1,2 
Millionen Mitglieder. Hinzu kommen die 
(evangelischen) Freikirchen mit etwa 115 000, 
bei einer Wohnbevölkerung von 16,7 Millio-
nen. Der Anteil der Sekten mit wahrschein-
lich 150 000, der Angehörigen der jüdischen 
Gemeinden (rd. 600) und der Anhänger ande-
rer nichtchristlicher Religionen (islamische 
Gastarbeiter und Studenten) ist unbeachtlich.

Religionszugehörigkeit

Bei dem allgemeinen Rückgang blieb die do-
minierende Stellung der evangelischen Lan-
deskirchen im seit der Reformation fast 
durchweg protestantisch geprägten Gebiet 
der heutigen DDR erhalten, auch wenn die 
katholische Kirche durch den Flüchtlings- 
und Umsiedlerstrom aus dem Osten zunächst 
relativ zunahm und bald im Gesamtgebiet der 
DDR mit eigenen Gemeinden vertreten war. 
Hauptsächliches geschlossenes katholisches 
Siedlungsgebiet ist das thüringische Eichs- 
feld. Die in „doppelter Diaspora" lebenden ka-
tholischen Gemeinden erweisen sich, ebenso 
wie die Freikirchen, gegenüber der staatlich 
forcierten Säkularisierung als relativ resisten-
ter als die Gemeinden der evangelischen Lan-
deskirchen.
Christen sind in der politischen Führungs-
schicht der DDR seit deren Umwandlung aus 
einem antifaschistisch-demokratischen Staat 
(Verfassung 1949) in einen sozialistischen 
Staat (Verfassung 1968/74) nicht mehr vertre-
ten. Ihre Repräsentanz durch die CDU in 
Staatsorganen und Volksvertretungen hat nur 
noch marginale Bedeutung. Die SED, deren 
Weisungen sich alle Parteien und gesell-
schaftlichen Organisationen mit Ausnahme 
der Kirchen unterstellen, nimmt keine Kir-



chenmitglieder auf. Berufe und Positionen, für 
die die Fähigkeit zur SED-Mitgliedschaft Vor-
aussetzung ist (Polizei, Berufssoldaten, Lei-
tungspositionen), sind Christen damit ver-
schlossen.
Auch die kulturell tragenden Schichten sind 
inzwischen weitgehend entchristlicht. Als 
Folge der Überalterung der christlichen Ge-
meinden (die Taufziffer liegt seit langem un-
ter 20, in Großstädten unter 10 Prozent der 
Geburten) bilden Christen auch in der bäuer-
lichen Bevölkerung, bei selbständigen Hand-
werkern und Gewerbetreibenden und in der 
technisch-wirtschaftlichen Intelligenz nur 
noch eine Minderheit.

Seit den siebziger Jahren zeigt sich jedoch 
zunehmend unter nicht getauften und nicht 

religiös aufgewachsenen Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen ein neues Interesse an 
der Kirche bzw. an kirchlich getragener Akti-
vität (Jugendarbeit, Friedens- und Umwelt-
gruppen) und Gemeinschaft. Im kirchlichen 
Unterricht (Christenlehre, Konfirmandenun-
terricht) und in den Jungen Gemeinden 
nimmt die Zahl der teilnehmenden Nichtchri-
sten zu. Zuweilen sind sie in der Mehrzahl. 
Zur Taufe entschließt sich jedoch nur eine 
Minderheit von ihnen. Vor allem im evangeli-
schen Bereich mehren sich die Stimmen, die 
die Taufe als rechtliches Kriterium der Kir-
chenmitgliedschaft in Frage stellen. Auch das 
ist — nebem dem Verbot statistischer Erhe-
bungen — ein Grund dafür, daß die Angaben 
über die Mitgliederzahlen der Kirchen stark 
schwanken.

Kirchen

Eine gesetzliche Registrierungspflicht für Kir-
chen und Religionsgemeinschaften besteht 
nicht. Ihre Gesamtzahl wurde staatlicherseits •
früher mit 27, in jüngster Zeit mit 39 angege-
ben. Dabei dürften auch Gemeinschaften mit 
nur örtlicher Bedeutung mitgezählt sein.

Die evangelischen Landeskirchen sind seit 
1969 im Bund der Evangelischen Kirchen in 
der DDR zusammengeschlossen und seitdem 
nicht mehr Mitglieder der bis dahin den Pro-
testantismus in beiden deutschen Staaten zu-
sammenfassenden Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD). Die acht sehr unter-
schiedlich großen Landeskirchen zählen zu-
sammen etwa 7 200 Kirchengemeinden mit 
mehr als 4 000 aktiven Geistlichen und zahl-
reichen weiteren Mitarbeitern. Die Gesamt-
mitgliederzahl wird vom Kirchenbund seit 
Ende der siebziger Jahre auf etwa 7,8 Millio-
nen geschätzt. Zum Kirchenbund gehören:

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sach-
sens (2,35 Mill.),
Evangelische Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen (1,5 Mill.),
Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg 
(ohne West-Berlin, 1,4 Mill.),
Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen 
(1 Mill.),

Evangelisch-Lutherische Kirche Mecklen-
burgs (750 000),
Evangelische Landeskirche Greifswald (frü-
her Pommern, 450 000),
Evangelische Landeskirche Anhalts (220 000), 
Evangelische Kirche des Görlitzer Kirchenge-
biets (früher Schlesien, 125 000).

Die sächsische, thüringische und mecklenbur-
gische Landeskirche haben sich zusätzlich zur 
Vereinigten Evangelischen Lutherischen Kir-
che (VELK) in der DDR zusammengeschlos-
sen, die übrigen bilden den Bereich DDR der 
Evangelischen Kirche der Union (EKU).

Der Kirchenbund wird von der Konferenz der 
Evangelischen Kirchenleitungen geleitet. Ihr 
Vorsitzender ist gegenwärtig der Dresdener 
Landesbischof Johannes Hempel.
Die römisch-katholische Kirche zählt in der 
DDR etwa 940 Pfarreien mit 1 300 Priestern, 
dazu Diakone, Seelsorge- und Diakonatshel-
fer sowie 2 500 vorwiegend in Einrichtungen 
der Caritas tätige Ordensfrauen und 120 An-
gehörige von Männerorden. Sie ist in sechs 
Jurisdiktionsbezirke gegliedert, an deren 
Spitze Bischöfe stehen. Größtes und einziges 
voll auf DDR-Gebiet liegendes Bistum ist 
Meißen (offizielle Angabe: 270 000 Katholi-
ken). Das Bistum Berlin umfaßt auch das 



kirchlich selbständig verwaltete West-Berlin 
(160 000 ohne West-Berlin). Die Bischöflichen 
Ämter Erfurt-Meiningen (250 000), Magde-
burg (240 000) und Schwerin (90 000) sind selb-
ständig geleitete Teile westdeutscher Diöze-
sen, die Apostolische Administratur Görlitz 
ist deutscher Restbestand der Erzdiözese

Breslau. Leitungsgremium der römisch-katho-
lischen Kirche in der DDR ist die Berliner 
Bischofskonferenz (bis 1976 Berliner Ordina-
rienkonferenz), der die Bischöfe und die drei 
Weihbischöfe angehören. Vorsitzender ist der 
Berliner Kardinal Meisner.

Ein ausgeformtes Staats-Kirchenrecht gibt es 
in der DDR nicht. Artikel 39 der Verfassung 
von 1968 gewährt allen Bürgern das Recht, 
„sich zu einem religiösen Glauben zu beken-
nen und religiöse Handlungen auszuüben", 
und stellt fest: „Die Kirchen und Religionsge-
meinschaften ordnen ihre Angelegenheiten 
und üben ihre Tätigkeit aus in Übereinstim-
mung mit der Verfassung und den gesetzli-
chen Bestimmungen der DDR. Näheres kann 
durch Vereinbarungen geregelt werden." Arti-
kel 20 sichert Glaubens- und Gewissenfrei-
heit zu. Mit dieser Bestimmung ist der staatli-
che Verzicht darauf verbunden, materielles 
Recht für die Kirchen zu setzen. Wo staatli-
che Gesetze religionsspezifische Bestimmun-
gen enthalten, regeln sie Recht und Grenzen 
der Religionsausübung der Bürger (z. B. im 
Strafvollzug). Strafprozeßordnung und Ar-
beitsgesetzbuch berücksichtigen Besonder-
heiten kirchlicher Tätigkeit (Zeugnisverwei-
gerungsrecht für Geistliche, kirchliches Ar-
beitsrecht für Mitarbeiter im Verkündigungs-
dienst). Die Kirchen, ihre Gemeinden und 
rechtlich selbständigen Institutionen sind 
nach Abschaffung der Körperschaften öffent-
lichen Rechts Rechtspersonen eigener Art, 
unterliegen also nicht dem Privat- oder Ver-

Rechtsstellung der Kirchen

einsrecht. Von der Möglichkeit der Vereinba-
rungen wurde zur Regelung kirchlicher Aus-
bildung in Diakonie und Caritas für medizini-
sches Personal Gebrauch gemacht.
1957 schuf die Regierung das Amt eines 
Staatssekretärs für Kirchenfragen, der mit 
seiner Behörde dem Vorsitzenden des Mini-
sterrates zugeordnet ist (und gleichzeitig der 
Arbeitsgruppe Kirchenfragen im ZK der SED 
untersteht). Auf Bezirks-, Kreis- und Gemein-
deebene nehmen die für Inneres zuständigen 
Stellvertreter der Vorsitzenden der Räte ver-
gleichbare Aufgaben wahr. Der Staatssekretär 
hat keine Exekutivbefugnisse. Er vertritt die 
Politik von Partei und Regierung gegenüber 
den Kirchen. Seine Haupteinflußmöglichkeit 
besteht darin, daß sämtliche Kontakte der 
Kirchen zu Regierungsstellen über den 
Staatssekretär bzw. seine Behörde laufen 
müssen. In den siebziger Jahren ist es dazu 
gekommen, daß der Staatssekretär in gewis-
sen Grenzen auch Wünsche der Kirchen ge-
genüber Regierungsstellen vertritt und auch 
Gespräche vermittelt. Jedoch blieben die Be-
mühungen des evangelischen Kirchenbundes, 
mit den Ministerien für Volksbildung und 
Verteidigung zur Regelung von Konflikten 
ins Gespräch zu kommen, ohne Erfolg.

Konstanten der Kirchenpolitik der SED

Zu keiner Zeit war das Verhältnis von Staat 
und Kirche in der DDR spannungsfrei. Insbe-
sondere in den ersten beiden Jahrzehnten 
standen Konfrontation und Auseinanderset-
zung im Vordergrund. Die Religions- und Kir-

chenpolitik der SED hat sich jedoch auch in 
den Zeiten schärfster Konflikte nicht so sehr 
vom ideologischen Ziel der Durchsetzung des 
Atheismus leiten lassen, sondern orientierte 
sich in der Hauptsache am Ziel des Machtge-



winns und der Machtsicherung für die Partei 
sowie der Konsolidierung des sozialistischen 
Staates und seiner Gesellschaftsform. Kir-
chenpolitik und Deutschlandpolitik der DDR 
hängen bis heute eng zusammen.

In der DDR hat es bisher keinen ernsthaften 
Versuch gegeben, die Autonomie der Kirchen 
zu beseitigen. Während alle anderen gesell-
schaftlichen Organisationen und Vereinigun-
gen durch die SED Zug um Zug dem Füh-
rungsprinzip des „Demokratischen Zentralis-
mus" unterworfen wurden, blieben die Kir-
chen eigenständig. Sie entscheiden autonom 
über den Inhalt ihrer Tätigkeit, ihre inneren 
Rechtsverhältnisse, ihre Organisation und die 
für sie tätigen Personen, die sie nach innen 
leiten und nach außen repräsentieren. Sie un-
terhalten eigene Ausbildungsstätten ohne 
Staatsaufsicht für kirchliche Berufe. Die SED 
hat die Kultus- und Gottesdienstfreiheit so-
wie das Recht der Kirchen auf religiöse Un-
terweisung von Kindern und Jugendlichen 
nie in Frage gestellt.

Die Restriktionspolitik gegenüber den Kir-
chen, administrative Behinderungen und poli-
tischer Druck auf Christen konzentrierten 
sich stets auf die Bereiche, in denen die Rege-
lungszuständigkeit des Staates oder gesell-
schaftlicher Institutionen gegeben ist. Ein-
schränkungen der Religionsfreiheit, wo diese 
über Kult und innere Autonomie der Reli-
gionsgemeinschaften hinausgreift, sind in der 
DDR Folge der dort verhängten Freiheits-
beschränkungen für alle Bürger; religionsspe-
zifische Freiheitsbeschränkungen sind, von 
Einzelfällen abgesehen, nicht nachweisbar.

Auch in der Zeit des Stalinismus hat sich die 
Kirchenpolitik der SED nur wenig am sowjeti-
schen Vorbild orientiert. Sie berücksichtigte 
in gewissen Grenzen deutsche Traditionen 
(z. B. Theologische Fakultäten bzw. Sektionen 
an den Universitäten) und konservierte einige 
kirchliche Privilegien bzw. hergebrachte 
Rechte (staatliche Zuschüsse, keine Kollekti-
vierung der kirchlichen Land- und Forstwirt-
schaft). Vor allem versuchte und versucht die 
SED der Sondersituation Rechnung zu tragen, 
daß die DDR das einzige Land des Ostblocks 
mit rein protestantischer Tradition ist. Im 
Mittelpunkt der Kirchenpolitik der DDR 
steht daher — bei Konflikt wie Kooperation

— das Verhältnis zur evangelischen Kirche, 
wobei Versuche unterblieben sind, Minder-
heitskirchen gegen sie auszuspielen.

Das erste Jahrzehnt

In der Literatur und in zeitgenössischen Äu-
ßerungen von Kirchenleuten werden die fünf-
ziger Jahre öfter als Zeit des Kirchenkampfes 
charakterisiert. Tatsächlich war die Zeit nach 
der Staatsgründung, in der die SED die Umge-
staltung des antifaschistisch-demokratischen 
Staates in einen sozialistischen Staat durch 
„Revolution von oben" betrieb, kirchenpoli-
tisch von scharfen Auseinandersetzungen 
und von dem — erfolgreichen — Bestreben 
des Staates bestimmt, den Einfluß der Kir-
chen und religiöser Bindung auf das gesell-
schaftliche und politische Leben auszuschal-
ten.

Von einem Kirchenkampf läßt sich jedoch in-
sofern nicht sprechen, wenn damit ein Kampf 
innerhalb der Kirche gemeint ist, wie er in 
den dreißiger Jahren zwischen den Hitler-
hörigen „Deutschen Christen" und der „Beken-
nenden Kirche" stattfand. Die SED hatte — 
trotz einiger propagandistisch herausgestell-
ter „Friedenspfarrer" — keinerlei innerkirchli-
chen Einfluß. Den Angriffen und Eingriffen 
des Staates standen Kirchenleitungen, Pfarrer 
und Gemeinden geschlossen entgegen.

Auch die Kirchenverfolgung fiel zurückhal-
tender aus als etwa in Ungarn oder der CSSR. 
Es kam zwar zu einigen Prozessen gegen 
Christen und Theologen, doch eigentliche 
Schauprozesse blieben aus. Kein Bischof kam 
in Haft. Hingegen führten die Auseinander-
setzungen dazu, daß zahlreiche aktive Chri-
sten — vor allem Oberschüler und Mitglieder 
der Jungen Gemeinden — sich politischer 
Verfolgung oder Diskriminierungen, insbe-
sondere dem Ausschluß von Schule und Uni-
versität, durch Flucht nach Westen entzogen. 

In den fünfziger Jahren schuf die SED gegen-
über den Kirchen Tatsachen, die seitdem zur 
„Normalität" des Landes gehören, z. B. die Pri-
vatisierung der Kirchensteuer, die seitdem 
rechtlich den Spielschulden gleichgestellt ist, 
die Entfernung der kirchlich verantworteten 
Christenlehre aus den Schulräumen und aus 
dem zeitlichen Zusammenhang mit dem 
Schulunterricht, die Einführung und politi- 



sehe Durchsetzung der Jugendweihe, die der 
evangelischen Konfirmation entgegengestellt 
wurde, die Nachzensur der kirchlichen Presse 
mit Hilfe des Vertriebsmonopols der Post. 
Dies und anderes wurde durch eine massive, 
durch politischen und administrativen Druck 
unterstützte Kirchenaustrittspropaganda be-
gleitet, mit deren Hilfe sich die SED für 
Schlüsselberufe, besonders im Bildungsbe-
reich, ihr ergebene Kader schuf, und durch 
eine überwiegend primitive und deshalb weit-
hin wirkungslose atheistische und antikleri-
kale Propaganda nach sowjetischem Vorbild.

Man wird jedoch sehen müssen, daß der 
Kampf gegen die Kirche, gegen christliche 
Sitte und religiöse Prägung vor allem der bür-
gerlichen Gesellschaft und ihren Repräsen-
tanten galt.

Hauptmotiv war nicht Kirchen-, sondern 
Klassenkampf. Im Ergebnis jedoch erlitten die 
christlichen Gemeinden mit der Dezimierung 
der sie traditionell tragenden Schichten und 
der weitgehenden Zugangssperre für die im 
Lande Gebliebenen zu gesellschaftlich prä-
gend wirkenden Berufen damals ihre ent-
scheidende Schwächung.

Der von der SED aus der Führungsposition im 
Staate heraus im Inneren in Gang gesetzte 
Klassenkampf war von vornherein mit dem 
Klassenkampf nach außen, gegen die Bundes-
republik und das von ihr vertretene Wieder-
vereinigungskonzept zu führen, das der DDR 
das Existenzrecht und der SED jede Legimität 
absprach. Das westlich-demokratische Wie-
dervereinigungsdenken war in der DDR-Be-
völkerung breit verwurzelt. Es hatte im Lande 
zudem in der evangelischen Kirche faktisch 
eine organisatorische Stütze.

Der nach dem Kriege neu formierte Zusam-
menschluß des deutschen Protestantismus in 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(EKD), der im Bereich der Kirchenorganisa-
tion die Wiedervereinigung vorwegnahm, war 
von der DDR zunächst akzeptiert und sogar 
hofiert worden. Die EKD wahrte formale poli-
tische Neutralität in der deutschen Auseinan-
dersetzung. Sie bezog sich dabei der DDR ge-
genüber auf deren antifaschistisch-demokrati-
sche Verfassung von 1949 und das von ihr 
ebenfalls vertretene Wiedervereinigungsziel. 
Dies schloß allerdings faktisch eine Partei-

nahme für den provisorischen Charakter der 
DDR und gegen die als illegitim bewertete 
sozialistische Umgestaltung des Staates ein. 
Die SED, die wegen der im deutschen Prote-
stantismus stark verbreiteten Befürwortung 
eines unbewaffneten, jedenfalls neutralen 
wiedervereinigten Deutschlands die EKD zu-
nächst durchaus als partiellen Verbündeten 
ihrer Deutschlandpolitik ansah, wertete den 
1957 zwischen EKD und Bundesregierung ge-
schlossenen Militärseelsorgevertrag als Op-
tion für das Bonner Konzept und Parteinahme 
gegen die DDR und brach 1958 die Regie-
rungsbeziehungen zur gesamtdeutschen Kir-
che ab. Das kirchliche Angebot zum Abschluß 
eines gleichartigen Vertrages mit Ost-Berlin 
empfand man als Hohn und lehnte es ab.

Kampf gegen die EKD

In der Folgezeit kam es zu einer Neuorientie-
rung der kirchenpolitischen Ziele Walter Ul-
brichts. Die Kirchen im Lande sollten zur Op-
tion für den sozialistischen deutschen Staat 
und seine politischen Ziele gedrängt und ver-
anlaßt werden, in der EKD ihr Gewicht für 
eine Tolerierung dieser Haltung und eine kri-
tische Distanz der Gesamtkirche zur Westin-
tegration der Bundesrepublik in die Waag-
schale zu werfen. Einen ersten Ansatzpunkt 
dafür bot ein im Juli 1958 nach Regierungs-
verhandlungen mit einer Delegation evange-
lischer Kirchenvertreter aus der DDR (die ei-
nen Verhandlungsauftrag der EKD hatte) ver-
öffentlichtes Kommunique. Die Regierung si-
cherte darin Überprüfung antikirchlicher 
Maßnahmen zu, während die kirchliche Seite 
erstmals erklärte, daß Christen „die Entwick-
lung des Sozialismus" respektieren und als 
Staatsbürger auf der Grundlage der Gesetz-
lichkeit zum „friedlichen Aufbau des Volksle-
bens" beitragen.
Um Voraussetzungen für die neue Kirchenpo-
litik zu schaffen, stoppte die SED die gesamte 
atheistische Propaganda, während gleichzei-
tig die gegen die „Nato-Kirche" gerichtete 
antiklerikale Propaganda verschärft, aber vor 
allem auf im Westen lebende Personen kon-
zentriert wurde, öffentliche Angriffe gegen 
EKD-treue Bischöfe und Pfarrer in der DDR 
wurden immer seltener. Die kirchliche Basis 
sollte für den Sozialismus gewonnen werden. 
Mit ihrer Hilfe wollte man „reaktionäre" Kir-



chenleitungen unter Druck setzen und zur 
Kurskorrektur veranlassen. Die Christen soll-
ten Teil der von Ulbricht ausgerufenen, von 
der SED geführten „sozialistischen Men-
schengemeinschaft" werden.
Als Instrument dafür setzte die SED die in-
zwischen voll gleichgeschaltete DDR-CDU 
und kollaborierende Kleingruppen wie den 
neu entstandenen evangelischen Pfarrerbund 
ein. Walter Ulbricht erklärte zur Bestürzung 
vieler Altkommunisten bei seiner Wahl zum 
Staatsratsvorsitzenden im Oktober 1960 vor 
der Volkskammer: „Das Christentum und die 
humanistischen Ziele des Sozialismus sind 
keine Gegensätze." Im Februar 1961 meinte er 
im Gespräch mit einer von dem Leipziger 
Theologieprofessor Emil Fuchs angeführten 
Delegation von „fortschrittlichen" Christen, 
die Ziele des ursprünglichen Christentums 
und die sozialen und humanistischen Ziele 
des Sozialismus stimmten so weitgehend 
überein, „daß sich ein Zusammengehen gera-
dezu aufdrängt". Im weit publizierten Wart-
burg-Gespräch mit dem thüringischen Lan-
desbischof Moritz Mitzenheim vom August 
1964 sprach Ulbricht schließlich von der „ge-
meinsamen humanistischen Verantwortung", 
die Marxisten und Christen verbinde.

Dies Konzept der gesellschaftlichen Integra-
tion der christlichen Bevölkerung und der 
Unterordnung der Kirchen unter Zielvorga-
ben der Partei blieb erfolglos, da gleichzeitig 
die Politik der Säkularisierung der Gesell-
schaft unter ideologischem Vorzeichen und 
der administrativen Einschränkung kirchli-
cher Wirksamkeit außerhalb des Kultbereichs 
fortgeführt wurde. Nach dem Mauerbau von 
1961 war ein Ausweichen der Betroffenen 
nach Westen kaum mehr möglich. Im Ergeb-
nis wurden die Christen nicht für den Sozia-
lismus mobilisiert, die Gemeinden vielmehr 
weithin in die Resignation geführt. Die Kir-
chenleitungen konnten dem wenig entgegen-
setzen. Sie waren in eine Situation gebracht 
worden, in der das Festhalten an der von der 
SED politisch bekämpften gesamtdeutschen 
Kirchenorganisation in der EKD den Rang ei-
ner Bekenntnisfrage erhielt. Die EKD-Organe 
aber, bei denen die Zuständigkeit zur Vertre-
tung kirchlicher Anliegen gegenüber den „In-
habern öffentlicher Gewalt" lag, waren hand-
lungsunfähig geworden: Gegenüber dem 

Staat, weil der sie nicht anerkannte; inner-
kirchlich, weil die Mauer gemeinsame Bera-
tung und Leitung verhinderte. Die verbliebe-
nen Möglichkeiten reichten nur noch zur for-
malen Selbstbehauptung. Politisch gesehen 
gab die Zeit des Kalten Krieges weder Staat 
noch Kirche Spielraum für eine flexiblere 
Haltung.

Das änderte sich erst, als sich die Möglichkeit 
der Entspannungspolitik abzuzeichnen be-
gann und die Konsolidierungsphase der DDR 
abgeschlossen war. Die evangelischen Lan-
deskirchen in der DDR nahmen angesichts 
der Perspektivlosigkeit ihrer Situation nach 
dem Mauerbau die neue DDR-Verfassung 
vom April 1968 zum Anlaß, eine Neuorientie-
rung einzuleiten. Bisher war ihre EKD-Zuge- 
hörigkeit zwar politisch bekämpft und admi-
nistrativ behindert, aber staatsrechtlich nicht 
in Frage gestellt worden. Dies drohte mit der 
neuen Verfassung, deren Kirchenbestimmun-
gen offiziell dahin interpretiert wurden, daß 
an den Grenzen der DDR auch die kirchli-
chen Organisationsmöglichkeiten enden. Im 
Juni 1969 wurde der Bund der Evangelischen 
Kirchen in der DDR gegründet; seine acht 
Mitgliedskirchen schieden aus der EKD aus.

Beginnende Normalisierung

Damit hatten die evangelischen Landeskir-
chen die Formalvoraussetzungen dafür ge-
schaffen, daß Partei und Regierung ihrerseits 
bisher vertretene Positionen und Verhaltens-
weisen überprüfen und eine Neuordnung des 
Staat-Kirche-Verhältnisses einleiten konnten. 
Das geschah im Zuge der beginnenden Ent-
spannungspolitik und des Übergangs von Ul-
bricht zu Erich Honecker in der SED-Füh-
rung.

Die Gründung des Kirchenbundes und das 
damit verbundene Ende der gesamtdeutschen 
EKD erscheint als ein Erfolg der Kirchenpoli-
tik Ulbrichts. Tatsächlich aber handelt es sich 
um einen recht begrenzten Sieg. Das weiter-
gesteckte Ziel der Gleichschaltung, jedenfalls 
der politischen Integration der Kirchen als 
Parteigänger des Systems, wie es in Ungarn 
vorgeführt worden war, wurde nicht erreicht. 
Der neue Kirchenbund verweigerte ausdrück-
lich die neben der rechtlichen und organisa-
torischen Trennung von den Kirchen in der 



Bundesrepublik geforderte ideologische „Par-
teinahme im internationalen Klassenkampf 
auf der Seite des Fortschritts, des Humanis-
mus und des Friedens", wie damals benutzte 
Formeln hießen. Er bekannte sich zur Fortset-
zung der vorgegebenen geistlichen „besonde-
ren Gemeinschaft der ganzen evangelischen 
Christenheit in Deutschland" und schrieb 
eine ausdrückliche Zuständigkeit seiner Or-
gane für die Wahrnehmung daraus resultie-
render gemeinsamer Aufgaben mit den Kir-
chen in der Bundesrepublik in seine Verfas-
sung hinein.

Die SED brauchte fast zwei Jahre, um sich 
damit abzufinden und die in dieser Haltung 
liegenden Chancen für die Entspannungspoli-
tik zu erkennen. Erleichtert wurde ihr dies 
durch das erste selbständige Votum des Kir-
chenbundes im Bereich angewandter christli-
cher politischer Ethik: Die Konferenz der Kir-
chenleitungen — das Leitungsorgan des Kir-
chenbundes — stimmte Anfang 1971 vorbe-
haltlos dem ökumenischen Programm zur Be-
kämpfung des Rassismus zu und stellte sich 
damit an die Seite der Befreiungsbewegungen 
insbesondere in Afrika. Kurz darauf, im Fe-
bruar 1971, kam es zur Aufnahme offizieller 
Beziehungen zwischen der DDR-Regierung 
und der Leitung des Kirchenbundes.

In der Folgezeit bemühten sich Staat wie 
evangelische Kirche, das Konfrontationsver-
hältnis abzubauen. Der Kirchenbund entwik- 
kelte sein Selbstverständnis als „Kirche im 
Sozialismus", unterstrich seine Absicht, Zeug-
nis- und Dienstgemeinschaft in der sozialisti-
schen Gesellschaft und für sie zu sein. Er 
erkannte damit die geschaffenen politischen 
Verhältnisse an und erklärte ausdrücklich, 
nicht die Rolle einer politischen Oppostion 
spielen zu wollen, meldete aber gleichzeitig 
den Anspruch an, über die Wahrnehmung der 
religiösen Interessen der Kirchenmitglieder 
hinaus zu Grundfragen des Zusammenlebens 
der Mensthen in Staat und Gesellschaft von 
den eigenen Voraussetzungen her Stellung zu 
nehmen und aktiv zu werden.

Der Staat seinerseits verzichtete darauf, die 
Kirche von innen her zu „sozialisieren" und 
sie als „Klassenfeind" zu behandeln, als Rest-
bestand der im Sozialismus überwundenen 
„bürgerlichen Gesellschaft" zu bekämpfen. Er 

akzeptierte die Identität der Kirche und ihrer 
Leitung und beendete damit die für die Ul-
bricht-Ära kennzeichnende Politik des Baus 
kirchenpolitischer Fassaden: Die CDU verlor 
ihre Rolle als Sprecherin des eigentlichen, des 
„fortschrittlichen" Kirchenvolkes. SED und 
Regierung verhandelten nunmehr mit der 
„real existierenden Kirche" statt mit selbst-
ausgesuchten, anpassungswilligen, aber kirch-
lich nicht legitimierten Scheinpartnern (Emil 
Fuchs, Bischof Mitzenheim). Eine Reihe bishe-
riger Dauerkonflikte zwischen Staat und Kir-
che wurde beigelegt. Der religiöse Charakter 
kirchlicher Wirksamkeit außerhalb des kulti-
schen Bereichs (und damit z. B. die Anmelde- 
bzw. Genehmigungsfreiheit vieler kirchlicher 
Veranstaltungen) wurde anerkannt, Kirchbau 
in sozialistischen Neubeugebieten zugelas-
sen, u. Ä. mehr.

Das Gespräch vom 6. März 1978

Ihre Bestätigung und erheblichen Impuls zur 
Fortentwicklung fanden die Ansätze, von der 
Konfrontation zu einer begrenzten Koopera-
tion zwischen Staat und Kirche zu kommen, 
in einem Gespräch, das der Staatsratsvorsit-
zende und SED-Generalsekretär Erich Ho-
necker am 6. März 1978 mit dem Vorstand des 
evangelischen Kirchenbundes unter Leitung 
von Bischof Albrecht Schönherr führte. Dabei 
wurde eine Reihe von bisher strittigen Sach-
fragen geregelt, u. a. Übernahme kirchlicher 
Mitarbeiter in die staatliche Sozialversiche-
rung, Pachtzahlung für genossenschaftlich ge-
nutztes Kirchenland usw. Von besonderer Be-
deutung war, daß Honecker der Kirche das 
Recht zusprach, über die traditionellen Got-
tesdienstsendungen im Hörfunk hinaus in ei-
ner monatlichen Informationssendung im 
Hörfunk sowie in sechs Fernsehsendungen 
pro Jahr sich in eigener Zuständigkeit an die 
Öffentlichkeit zu wenden.
Vor allem dies wurde als konkreter Beleg da-
für gewertet, daß die SED, welche die antireli-
giöse und antiklerikale Propaganda bereits 
seit langem eingestellt hatte, nunmehr der 
Kirche das Recht gesellschaftlicher Tätigkeit 
auch im sozialistischen Staat bestätigte. Ho-
necker sprach von gemeinsamen Aufgaben 
bei der Erreichung humanistischer Ziele. 
Schönherr unterstrich, daß Staat und Kirche 



sich an die gleichen Menschen wenden. Als 
Maßstab für das von beiden Seiten ge-
wünschte positive Verhältnis von Staat und 
Kirche bei fortbestehendem Antagonismus 
zwischen Ideologie und christlichem Glauben 
bezeichnete Schönherr die Erfahrungen, die 
der einzelne christliche Bürger in seiner ge-
sellschaftlichen Situation „vor Ort macht. In 
der Folge des Gesprächs vom 6. März, bei dem 
beide Seiten von der Eigenständigkeit des 
Partners ausgingen, dessen Identität zu re-
spektieren sei, konnte die Kirche ihre öffent-
liche Tätigkeit erheblich ausweiten und auch 
die Kooperation mit der EKD verstärken.

Das Gespräch vom 6. März 1978 hat den in-
haltlichen, den ideologischen Gegensatz zwi-
schen dem dem Marxismus-Leninismus ver-
pflichteten sozialistischen Staat und der dem 
Evangelium verpflichteten Kirche nicht zu lö-
sen versucht. Insbesondere die Spannung zwi-
schen der Bildungszielsetzung „kommunisti-
sche Persönlichkeit" und der Glaubens- und 
Gewissensfreiheit wurde nicht aufgelöst. Die 
zugesagte Toleranz und das Mitwirkungs-
recht auch der Christen an der „Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft" 
finden insbesondere im Schul- und Ausbil-
dungsbereich da ihre Grenzen, wo Eltern oder 
Kinder die von allen geforderte sozialistische 
Anpassung nicht mitvollziehen. Das gilt für 
alle Bürger. Doch christliche Kinder und El-
tern führt ihr Glaube öfter als andere dazu, 
Anpassung zu verweigern und eigene Wege 
zu gehen.

Sichtbar ist das in den letzten Jahren vor 
allem in der Frage der Friedensverantwor-
tung geworden. Honecker hat der Kirche aus-
drücklich das Recht auf eigenständige Frie-
densarbeit bestätigt. Das ist auch nicht zu-
rückgenommen worden. Doch ihre Konse-
quenzen werden da, wo sie von der sozialisti-
schen Norm abweichen, nicht akzeptiert. Der 
Einspruch der Kirche gegen die 1978 verbind-
lich eingeführte schulische Wehrerziehung 
blieb wirkungslos. Die gesellschaftliche Ver-
breitung von — für die kirchliche Diskussion 
von der SED tolerierten — christlich-pazifisti-
schen Haltungen wird weithin unterbunden, 
nötigenfalls auch bekämpft, wie etwa das öf-
fentliche Tragen des kirchlichen Friedens-
symbols „Schwerter zu Pflugscharen".

Ideologische Entfrachtung

Dennoch ist die ideologische Entfrachtung im 
Staat-Kirche-Verhältnis sowohl Vorausset-
zung wie — zumindest mittelfristig geltendes 
— Ergebnis der mit dem Datum des 6. März 
1978 gekennzeichneten Kirchenpolitik der 
DDR. Unter den Bedingungen der Entspan-
nungspolitik und zu deren Förderung haben 
sich beide Seiten faktisch drauf geeinigt, sich 
nicht mehr grundsätzlich in Frage zu stellen 
und Kooperation dort zu suchen, wo sie bei-
den Partnern möglich erscheint. Gegensätze 
sollen nicht zur Konfrontation führen, son-
dern zu Gesprächen, in denen pragmatischer 
Konsens gesucht wird.

Kennzeichnend dafür sind Äußerungen von 
Klaus Gysi, dem derzeitigen Staatssekretär 
für Kirchenfragen. Im Frühsommer 1980 
nannte er im Fernsehen die Frage nach dem 
Absterben der Religion und der Kirchen „ahi- 
storisch"; sie stelle sich nicht, „und wir stellen 
sie nicht". Ein Jahr später hat Gysi in London 
und Genf vor internationaler Zuhörerschaft 
die Honeckersche Kirchenpolitik, die er als 
„historisches Experiment" bezeichnete, im Zu-
sammenhang dargelegt. In seiner Genfer 
Rede finden sich die Sätze: „Solange die Kir-
che Kirche bleibt, wird sie eigenständig sein 
müssen. Wir sind der Meinung, sie wird auf 
diese Weise nie voll integriert in unserer Ge-
sellschaft sein als eine gesellschaftliche Kraft. 
Aber trotzdem steht vor uns die Aufgabe, ei-
nen modus vivendi zu finden. Wir sehen, daß 
ein großer Teil des langen Weges als gemein-
samer Weg vor uns liegt. Das zwingt uns 
dazu, zu überlegen, wie wir ihn gemeinsam 
gehen." Und hinsichtlich des praktischen 
Staat-Kirche-Verhältnisses sagte er: „Wir 
wünschen ein Verhältnis, das kooperativ-kon-
struktiv ist dort, wo wir übereinstimmen, und 
das dort, wo wir nicht übereinstimmen, sozu-
sagen Tolerierung der staatlichen Entschei-
dungen ist, wo es solche gibt. Im übrigen Re-
spektierung der Identität des anderen, Re-
spektierung der Eigenständigkeit beider Sei-
ten." (K. Gysi, Kirche und Staat in der DDR. 
Vortrag im ökumenischen Zentrum Genf 
vom 29. 5. 1981, Wortlaut in: epd Dokumenta-
tion 28/81)



Trennung von Staat und Kirche

Auch innerhalb der DDR liegen inzwischen 
Veröffentlichungen vor, die dokumentieren, 
daß die Ideologen die Leitlinien der pragmati-
schen Kirchenpolitik des Staates nachvollzo-
gen haben. Verwiesen sei auf die 1982 im Ost- 
Berliner Dietz-Verlag von einem Autorenkol-
lektiv herausgebrachte Darstellung der 
„Bündnispolitik im Sozialismus". Als Verfasser 
des darin enthaltenen Abschnittes „Sozialis-
mus und Religion" (S. 249—257) gilt Wolfgang 
Kliem, Direktor des Instituts für Marxismus- 
Leninismus der Akademie für Gesellschafts-
wissenschaften beim ZK der SED.

Unter dem Stichwort „Trennung von Staat 
und Kirche" wird hier einerseits die damit 
verbundene Freiheit der Kirche von staatli-
cher Beeinflussung ihrer Angelegenheiten 
und von staatlichem Hereinreden in das in-
nerkirchliche Leben, in Lehre, Verkündigung, 
innerkirchliche Gesetzgebung und Personal-
entscheidungen, religiöse Unterweisung und 
Finanzfragen betont, andererseits aber auch 
formuliert: „Trennung von Kirche und Staat 
bedeutet jedoch auch, daß die Kirche sich 
nicht in ausschließlich staatliche Belange ein-
mischt." Und erläuternd heißt es dazu: „Der 
sozialistische Staat bedarf nicht der Rechtfer-
tigung seines politischen Handelns durch Re-
ligion und Kirche und erkennt den Anspruch 
eines sogenannten Wächteramtes der Kirche 
über den Staat nicht an. Der sozialistische 
Staat respektiert die geistig-weltanschauliche 
Spezifik der Kirche."

Der Hinweis auf „ausschließlich" staatliche 
Belange impliziert die Existenz gemischter 
„Zuständigkeiten". Dies folgt aus der ideologi-
schen Anerkennung des Glaubens als mögli-
che produktive Triebkraft auch für die Gestal-

tung der sozialistischen Gesellschaft. Kliem 
formuliert: „Der Marxismus-Leninismus geht 
überhaupt davon aus, daß ein durch religiöse 
Überzeugungen motiviertes Verantwortungs-
bewußtsein ein aufrechtes sittliches Verhal-
ten, einen tätigen Humanismus hervorbrin-
gen kann, der von Kommunisten stets geach-
tet wird und eine wichtige Grundlage für die 
Zusammenarbeit bildet." Weiter heißt es: „Tat-
sächlich ist die sozialistische Gesellschaft 
ebensowenig eine .atheistische Gesellschaft' 
wie die kapitalistische Gesellschaft eine 
.christliche Gesellschaft' ist", und: „Im Gegen-
satz zum bürgerlichen Materialismus und 
Atheismus und bei allem kritischen Verhält-
nis zur Religion lehrt der Marxismus-Leninis-
mus darum nicht den .Kampf gegen die Reli-
gion bzw. die Errichtung eines .Reiches der 
Vernunft'. Er lehrt vielmehr die Notwendig-
keit der Überwindung des Kapitalismus und 
der Errichtung der kommunistischen Gesell-
schaft als Weg zu einem menschlichen Da-
sein ohne Ausbeutung und Unterdrückung. 
Allgemein kann man sagen, daß die religiöse 
Frage der Klassenfrage untergeordnet ist". 
(S. 253)
Auf dieser Grundlage können Ideologen der 
SED dann die weitere Sicherung der Gewis-
sens-, Glaubens- und Religionsfreiheit, die 
volle Einbeziehung der Gläubigen in die Ge-
staltung der entwickelten sozialistischen Ge-
sellschaft und in den Kampf um die Sicherung 
des Friedens sowie „die Entwicklung kon-
struktiver, auf Vertrauen, Offenheit und Sach-
lichkeit gegründeter Beziehungen von Staat 
und Kirche" propagieren, „die eine eigenstän-
dige Mitwirkung der Kirche an der Lösung 
der vom IX. Parteitag der SED gestellten Auf-
gaben einschließt".

Der ideologischen Entfrachtung auf Seiten 
von Staat und Partei korrespondiert auf kirch-
licher Seite das Selbstverständnis als „Kirche 
im Sozialismus". Die Formel geht auf die er-
sten Berichte der Konferenz der Kirchenlei-
tungen an die Synode des Kirchenbundes

„Kirche im Sozialismus"

1970 und 1971 und die entsprechenden Syno-
dalentschließungen zurück. Im Konferenzbe-
richt 1971 heißt es: „Eine Zeugnis- und Dienst-
gemeinschaft von Kirchen in der Deutschen 
Demokratischen Republik wird ihren Ort ge-
nau zu bedenken haben: In dieser so gepräg-



ten Gesellschaft, nicht neben ihr, nicht gegen 
sie." Die der kirchlichen Sprachwelt zugehö-
rige Begriffsprägung „Zeugnis- und Dienstge-
meinschaft" enthält den Anspruch gesell-
schaftlicher Relevanz der Kirche und defi-
niert ihn. Kirche will damit über den Bereich 
ihrer Mitglieder hinaus wirken. Sie meldet 
keine Ansprüche auf Privilegien und Mitent-
scheidungsrechte an, wohl aber den Willen, 
von den eigenen Voraussetzungen her in die 
Gesellschaft hineinzusprechen und ihr — die-
nend — zur Verfügung zu stehen.

Dabei ist konkret die sozialistische Gesell-
schaft gemeint, wie sie in der DDR existiert, 
in der die Kirche lebt, an deren Gestaltung 
Christen mitwirken sollen. Negativ ausge-
drückt enthält dieses Konzept den Verzicht 
auf Systemopposition, auf Rückzug in ein kul-
tisches Getto oder auf einen „dritten Ort". Po-
sitiv wird der Anspruch auf Einbeziehung ei-
genständiger gesellschaftlicher Wirksamkeit 
von Christen und Kirche in die garantierte 
Religionsfreiheit angemeldet, die Hoffnung 
auf die Veränderungsmöglichkeit der Gesell-
schaft ausgedrückt (Heino Falcke sprach 1972 
auf der Bundessynode von der Hoffnung der 
Christen auf einen „verbesserlichen Sozialis-
mus") und der humanistische Ansatz des Sy-
stems ernst genommen. Die „Kirche im Sozia-
lismus" wolle den sozialistischen Staat an sei-
nen eigenen Grundsätzen, seinem Humani- 
sierungs- und Friedensziel messen und nicht 
fremde Maßstäbe an ihn anlegen, ist von 
kirchlicher Seite gelegentlich erläutert wor-
den.
In einer jetzt vorgelegten politologischen Un-
tersuchung (Wider die Militarisierung der 
Gesellschaft: Kirche und Friedensbewegung 
in der DDR, Melle 1984) kommt Eberhard 
Kuhrt zu dem Ergebnis, das Konzept der „Kir-
che im Sozialismus" trage an den Staat ein 
eigenes, ihm selbst fremdes Verständnis her-
an, es erlaube dem Christen, den Staat „besser 
zu verstehen als er sich selbst". Der Anspruch 
des sozialistischen Staates, mit seiner Politik 
eine menschlichere Gesellschaft zu verwirkli-
chen, werde seines ideologischen Charakters 
entkleidet und ernst genommen:

„Dieses ,Ernstnehmen' des Staates und seines 
Selbstverständnisses ist zu einem Leitmotiv 
kirchlicher Aussagen über die eigene gesell-
schaftliche Funktion, zu einem zentralen Be-

griff des Konzeptes .Kirche im Sozialismus' 
geworden. Es bedeutet die Anerkennung der 
Selbstlegitimation dieses Staates: als eines 
Staates, der die Heraufführung einer humane-
ren Gesellschaftsordnung anstrebt. Daraus 
aber leiten die Kirchen das Recht einer kriti-
schen Mitarbeit ab, bei der sie politische 
Maßnahmen des Staates an seinem eigenen 
humanen Anspruch messen. Und daraus er-
gibt sich, daß das .Ernstnehmen' nur die Ziele 
der staatlichen Politik betrifft und gerade 
nicht das Selbstverständnis der Partei, allein 
den richtigen Weg zu diesem Ziel bestimmen 
zu können. Es ist also ein partielles Ernstneh-
men der SED-Politik, das aus dem Vertrau-
ensvorschuß, die deklarierten Ziele als die 
wirklichen anzuerkennen und sie zu billigen, 
den Anspruch herleitet, die Mittel nach dem 
Maßstab christlicher Nächstenliebe zu kriti-
sieren." (S. 59)

Kuhrt hat auch deutlicher als andere Autoren 
darauf aufmerksam gemacht, daß die mit dem 
Gespräch vom 6. März 1978 verbundene An-
erkennung der gesellschaftlichen Eigenstän-
digkeit der evangelischen Kirche sich in den 
Äußerungen Honeckers auf jene Bereiche ge-
sellschaftlichen Lebens bezieht, in denen im 
Prinzip ein Konsens zwischen Staat und Kir-
che besteht: ökumenische Friedensarbeit 
und Unterstützung der staatlichen Entspan-
nungspolitik, humanitäre Hilfe für notlei-
dende und um ihre Befreiung kämpfende Völ-
ker, diakonische Arbeit in der DDR. Nach sei-
ner Analyse, der im wesentlichen zuzustim-
men ist, bildet die Fortsetzung der Entspan-
nungspolitik den tragenden Konsens: „Er um-
greift sowohl die staatliche Erwartung, die 
Kirchen würden auch weiterhin die Außenpo-
litik der DDR unterstützen, als auch die Er-
wartung des Kirchenbundes an eine Innenpo-
litik, in der die Menschenrechte schrittweise 
verwirklicht werden." Dieser Konsens bestehe 
jedoch nur ansatzweise und sei eigentlich erst 
auszubauen: „Der Signalcharakter für das 
Staat-Kirche-Verhältnis besteht darin, daß 
beide Seiten einander die Fähigkeit und den 
guten Willen zur Konsensfindung zuspre-
chen. In den unterschiedlichen Akzenten, die 
beide Seiten bezüglich der Entspannungspoli-
tik setzen, deuten sich allerdings bei der In-
terpretation dieser Konkordienformel fortbe-
stehende Differenzen an." (S. 53 f.)



Katholische Kirche und Staat

Seit der Reformationszeit ist die römisch-ka-
tholische Kirche im Gebiet der heutigen DDR 
als Volkskirche nicht mehr heimisch gewe-
sen, mit Ausnahme der kleinen katholischen 
Siedlungsgebiete im Eichsfeld und im sorbi-
schen Gebiet. Der Zustrom katholischer 
Flüchtlinge aus den Ostgebieten führte je-
doch nach dem Kriege zu der Notwendigkeit, 
im ganzen Lande Gemeinden und Seelsorge-
zentren aufzubauen, für die vielfach Gebäude 
und andere Voraussetzungen fehlten. Natur-
gemäß kam es so zu engem'Kontakt mit den 
heimischen evangelischen Kirchengemein-
den, die vielfach Herberge gaben. Dies und 
die sich entwickelnde gemeinsame Diaspora-
situation im atheistisch geführten Staat 
führte Katholiken und Protestanten am Ort 
zusammen.
Gleichzeitig jedoch hat die „doppelte Diaspo-
ra" die katholischen Bischöfe im politisch-ge-
sellschaftlichen Felde besonders vorsichtig 
werden und — jedenfalls in diesen Fragen — 
deutliche Distanz zur dominierenden evange-
lischen Kirche mit ihren Konflikten und An-
näherungen zum Staat wahren lassen. Das Be-
streben, die eigene Identität unter den gesetz-
ten ungünstigen Bedingungen zu wahren, 
führte zur Konzentration auf die pastorale 
Versorgung der Gemeinden unter weitgehen-
dem Verzicht auf Versuche zur Beteiligung 
am gesellschaftlichen Dialog. Die katholische 
Kirche nützte dabei ihre Chance, als Minder-
heitskirche nicht in erster Linie die Aufmerk-
samkeit des Staates auf sich zu ziehen und 
aufgrund ihrer Besonderheiten auch weniger 
Ansatzpunkte zum Konflikt zu bieten.
Das gilt z. B. für die Auseinandersetzung um 
die Jugendweihe. Dieser 1954 in der DDR mit 
allem Nachdruck eingeführte Ritus (für den 
im übrigen Ostblock Vergleichbares fehlt) 
war von der Partei sichtlich als Gegenveran-
staltung für die als allgemeine bürgerliche 
Sitte verbreitete evangelische Konfirmation 
der Vierzehnjährigen konzipiert worden, die 
es im katholischen Bereich nicht gibt. Zwar 
erklärten beide Kirchen übereinstimmend die 
Teilnahme an der Jugendweihe für im Prinzip 
nicht vereinbar mit dem christlichen Be-
kenntnis, doch stellte sich für die Katholiken 
die Alternative nicht in vergleichbarer Schär-

fe: Erstkommunion und Firmung katholischer 
Kinder finden lange vor dem Konfirmations- 
bzw. Jugendweihealter statt.

Auch der die Kirchenpolitik der sechziger 
Jahre beherrschende Staat-Kirche-Konflikt 
um die „gesamtdeutsche" Kirchenorganisation 
fand die katholische Kirche in der zweiten 
Linie. Gewiß, einerseits waren die Verhält-
nisse der römisch-katholischen Diözesen 
komplizierter als die der evangelischen Lan-
deskirchen: Nur ein einziges Bistum liegt voll 
auf dem Gebiet der DDR. Die katholische Kir-
che wurde deshalb nach dem Mauerbau genö-
tigt, ohne rechtliche Preisgabe des Bestands 
der grenzübergreifenden Bistümer pragmati-
sche Aufgliederungsregelungen zu treffen. 
Für die in der DDR gelegenen Teile westdeut-
scher Diözesen wurden am Ende Apostoli-
sche Administratoren eingesetzt, die von den 
westdeutschen Ordinarien unabhängig sind.

Die Verselbständigung der Jurisdiktionsbe-
zirke in der DDR geschah schrittweise, jedoch 
immer mit Hilfe des Vatikans. Dies erlaubte 
der DDR-Führung, das Gesicht zu wahren. Sie 
hatte die Internationalität der katholischen 
Weltkirche stets anerkannt und war deshalb 
in ihrem Prestige und Souveränitätsdenken 
durch langes Herauszögern entsprechender 
Entscheidungen weniger verletzt als im Falle 
der EKD, wo bis 1969 westdeutsche Kirchen-
leute — wenigstens de jure — an Personal- 
und Leitungsentscheidungen für die DDR- 
Kirchen mitbeteiligt waren. Der umgekehrte 
Fall hingegen war und ist der DDR nicht be-
schwerlich: Der in Ost-Berlin ansässige ka-
tholische Bischof ist nach wie vor Oberhirte 
auch des West-Berliner Teils der Diözese.

Der Bischof von Berlin ist auch Vorsitzender 
der 1973 durch vatikanisches Dekret gebilde-
ten Berliner Bischofskonferenz (vorher Ordi-
narienkonferenz), in der die katholischen 
DDR-Bischöfe zusammenarbeiten. Bis dahin 
bestand eine gleichzeitige Mitgliedschaft in 
der Deutschen (Fuldaer) Bischofskonferenz, 
an der teilzunehmen den DDR-Bischöfen je-
doch staatlicherseits verwehrt wurde.
Das Bestreben der katholischen Kirche, sich 
so weit wie möglich aus politischen Kon-
flikten wie Annäherungen herauszuhalten, 



hat die einzelnen Oberhirten und die Bi-
schofskonferenz auch veranlaßt, nur in selte-
nen Fällen zu politischen Gegenständen öf-
fentlich Stellung zu nehmen. Nur wo katholi-
sche Grundüberzeugungen unmittelbar tan-
giert werden — wie etwa bei der Hintanset-
zung des Elternrechts in den staatlichen 
Schulen oder bei der Freigabe des Schwan-
gerschaftsabbruches — kam es zu von den 
Kanzeln verlesenen kritischen Hirtenworten. 
Auch ihren Einspruch gegen das Schulfach 
Wehrerziehung haben die katholischen Bi-
schöfe in der DDR nicht von sich aus öffent-
lich gemacht. Eine gewisse Änderung dieser 
Praxis zeichnete sich erst an der Jahres-
wende 1982/83 ab, als die DDR-Bischöfe mit 
einem gemeinsamen Hirtenwort zum Frieden 

vor ihre Gemeinden traten und sich darin 
ökumenische Grundpositionen und Einschät-
zungen zu eigen machten, die seitens des 
evangelischen Kirchenbundes seit längerem 
nachdrücklich vertreten wurden.

Ihre traditionelle Zurückhaltung hat die ka-
tholische Kirche in der DDR auch zu deutli-
cher Distanz von dem evangelischen Konzept 
der „Kirche im Sozialismus" und zu dem ge-
sellschaftlich-politischen Teil des Gesprächs 
vom 6. März 1978 veranlaßt. Sie bemühte sich 
nicht um ein eigenes vergleichbares Arrange-
ment mit Honecker. Ungeachtet dessen gel-
ten die mit dem 6. März gekennzeichneten 
Grundtatsachen des Staat-Kirche-Verhältnis- 
ses auch für die katholische Kirche.

Kirche und Friedensverantwortung

Hauptfeld staatlich anerkannter und geför- 
■derter gesellschaftlicher Tätigkeit der Kir-
chen sind die Arbeit von evangelischer Dia-
konie und katholischer Caritas im Gesund- 
heits- und Sozialwesen. Mehrfach haben 
Staatsvertreter öffentlich eingeräumt, daß sie 
vor allem anerkennen, daß die Kirchen Men-
schen ausbilden und motivieren können, sich 
Mitmenschen zuzuwenden, die wenig oder 
keine Chancen haben. Diakonie und Caritas 
stellen z. B. jeden zweiten Rehabilitations-
platz für Schwerstbehinderte in der DDR. Die 
Diakonie beschäftigt rd. 15 000, die Caritas 
7 400 hauptberufliche Mitarbeiter. Sie unter-
halten zusammen u. a. 85 Krankenhäuser mit 
mehr als 12 000 Betten, 108 Heime und Ein-
richtungen für Behinderte (7 000 Plätze), 344 
Alten- und Pflegeheime (14 000). Die Mitar-
beiter werden in mehr als hundert eigenen 
Ausbildungsstätten herangebildet.

Mit einer umfangreichen Buchproduktion in 
eigenen Verlagen, mit Wochen- und Monats-
zeitschriften erreichen die Kirchen eine be-
grenzte Öffentlichkeit, ebenso mit kirchli-
chen Rundfunksendungen. Sehr anerkannt ist 
die Kirchenmusik, über den Kreis der Kern-
gemeinde hinaus erreichen auch die Kirchen-
tage viele Menschen in der DDR. Im Luther-
jahr 1983 wurden bei sieben evangelischen 

Kirchentagen rd. 200 000 Teilnehmer regi-
striert. Einige Veranstaltungen wurden 
erstmals direkt im Funk übertragen. Hier wie 
in der Friedensarbeit, in Umweltgruppen usw. 
wird die Möglichkeit genutzt, der Öffentlich-
keit der DDR Themen, Einsichten und Über-
zeugungen bekanntzumachen, die sonst ver-
schwiegen werden.

Die Friedensarbeit ist das in den letzten Jah-
ren öffentlich am stärksten beachtete gesell-
schaftliche Wirkungsfeld vor allem der evan-
gelischen Kirchen in der DDR. Kirchenoffi-
zielle Stellungnahmen aus der DDR zu Frie-
den und Abrüstung zeigen eine zunehmende 
Tendenz zum sogenannten Atompazifismus, 
die von offiziellen Gremien der EKD in der 
Bundesrepublik so bisher nicht geteilt wird. 
Immerhin führten Konsultationen mit der 
EKD 1982 zu der gemeinsamen Feststellung: 
„Kein Ziel oder Wert kann heute die Auslö-
sung eines Krieges rechtfertigen. Die Abwen-
dung des Krieges ist Voraussetzung für die 
Verwirklichung von Menschenrechten, Frei-
heit und Gerechtigkeit." (epd 18. 8. 1982)

In den Zielen friedliche Koexistenz, europäi-
sche Friedensordnung auf der Grundlage der 
KSZE-Schlußakte von Helsinki, Sicherheits-
partnerschaft zwischen Ost und West und 
nukleare Abrüstung stimmt der evangelische



Kirchenbund mit der DDR-Führung überein. 
Er stützt grundsätzlich die Entspannungspoli-
tik und Honeckers erklärte Absicht der „Scha-
densbegrenzung", sein Ziel einer „Koalition 
der Vernunft" und die „Verantwortungsge-
meinschaft" der deutschen Staaten. Die DDR- 
Kirche tritt jedoch in diesem Rahmen für ei-
nen stärkeren Beitrag der DDR und der ande-
ren sozialistischen Staaten zur Vertrauensbil-
dung und Entwicklung der Friedensfähigkeit 
der eigenen Gesellschaft ein.

In diesem Zusammenhang kritisiert die kirch-
liche Friedensarbeit die zunehmende Milita-
risierung aller Lebensbereiche. Der Kirchen-
bund setzte, als er 1978 mit seinem Einspruch 
gegen die Einführung der Wehrerziehung als 
Schulpflichtfach erfolglos blieb, der staatli-
chen Wehrerziehung im kirchlichen Bereich 
ein Programm der Erziehung zum Frieden an 
die Seite. Kirchliche Studien begründen die 
politische Rationalität des Pazifismus; Be-
schlüsse der Synode des Kirchenbundes ent-
halten eine Absage an Geist, Logik und Praxis 
des Systems der Abschreckung.

Seit Einführung der Allgemeinen Wehrpflicht 
1962 hat sich die evangelische Kirche in der 
DDR für das Recht auf Wehrdienstverweige-
rung eingesetzt. Auf ihre Vorstellungen geht 
die Verordnung von 1964 über den waffenlo-
sen Wehrdienst in Baueinheiten zurück. Eine 
1965 kirchlich erarbeitete Handreichung für 
die Seelsorge an Wehrpflichtigen „Zum Frie-
densdienst der Kirche" rechtfertigt die Wehr-
dienstverweigerung jedoch nicht nur als indi-
vidualethische christliche Entscheidung, son-
dern sieht in dem Dienst der Bausoldaten und 
der Bereitschaft der Totalverweigerer, ins Ge-
fängnis zu gehen, gegenüber dem als Frie-
densdienst verstandenen Wehrdienst im ato-
maren Zeitalter das „deutlichere Zeugnis" des 
gegenwärtig gebotenen Friedensdienstes.

Erst Ende der siebziger Jahre allerdings griff 
der Kirchenbund diese These wieder offiziell 
auf, während sie von Bausoldaten, die den 
Kern der bis in die sechziger Jahre zurückge-
henden Basisgruppen für Friedensarbeit bil-
deten, ständig in Erinnerung gehalten wurde. 
1981 fand dann eine Initiative „Sozialer Frie-
densdienst" mit mehreren tausend an die Sy-

noden gerichteten Eingaben bzw. Unterschrif-
ten in der evangelischen Jugend und darüber 
hinaus breite Resonanz. Ebenso fanden die 
seit 1978 regelmäßig in vielen Gemeinden 
veranstalteten Friedensdekaden, besondere 
Friedenswerkstätten und Foren zeitweise 
starken Zuspruch. Das für die Friedensdeka-
den als gemeinsames Zeichen gewählte Sym-
bol „Schwerter zu Pflugscharen" fand als Auf-
näher weite Verbreitung in der DDR, was 
schließlich zu harten staatlichen Reaktionen 
und Gegenkampagnen der FDJ führte.

Die — hier nicht weiter darzustellende — 
eigenständige Friedensarbeit der evangeli-
schen Kirche ist zum „programmatischen Zen-
trum" (Kuhrt) der sich in der Kirche und um 
sie sammelnden Gruppen vor allem Jugendli-
cher geworden, die in westlicher Optik die 
„unabhängige Friedensbewegung der DDR" 
darstellen. Der Staat-Kirche-Konsens vom 
6. März 1978 bezieht sich ja insbesondere auf 
das eigenständige Eintreten der Kirche für 
den Frieden. So konnte sie als eigenständige, 
nicht gleichgeschaltete und doch loyale Insti-
tution den zum Protest vor allem gegen die 
Militarisierung im eigenen Lande angetrete-
nen Gruppen ein Diskussionsforum geben 
und ihnen Artikulationsmöglichkeiten eröff-
nen. Gleichzeitig aber kommt ihr die Funk-
tion des Moderators zu, der nach zwei Seiten 
hin vermittelt: Die Kirche versucht der staat-
lichen Seite klar zu machen, daß der christli-
che Pazifismus sich mit den Zielen und dem 
System der DDR verträgt, und sie versucht 
den Friedensgruppen gegenüber zu verdeutli-
chen, daß sich ihr Protest gegen Fehlentwick-
lungen richtet, die nicht zwangsläufig mit 
dem Sozialismus verbunden sind. Die Partei- 
und Staatsführung ihrerseits versucht, eigen-
ständige Friedensdiskussionen und Aktionen 
auf den kirchlichen Raum zu beschränken 
und dem sich hier zeigenden kritischen Po-
tential so wenig Öffentlichkeit wie möglich 
zu geben, ohne den kirchlichen Freiraum zu 
beseitigen. Sie ist bemüht, zwei Interessen 
zum Ausgleich zu bringen: Einerseits die In-
tegrationskraft der Kirche für von der Partei 
nicht erreichbare Gruppierungen und Protest-
anstöße zu erhalten, andererseits die von ih-
nen ausgehenden gesellschaftlichen Reform-
anstöße abzublocken.
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Jürgen Plöhn: Die Denkschriften der Evangelischen Kirche in Deutschland
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 2/85, S. 3—13

Als soziale Organisationen sind die Kirchen Teile der Gesellschaft: Wenn und soweit sie 
politisch tätig werden, stellen sie politische Interessengruppen dar. Für die politische 
Betätigung der evangelischen Kirche gibt es bereits Ansätze in der Reformationszeit. 
Nach 1945 hat sich die EKD — nicht zuletzt aufgrund ihrer Erfahrungen im Dritten Reich 
—- bewußt zu ihrer Mitwirkung im politischen Bereich bekannt.
Seit 1962 werden die politischen Stellungnahmen der EKD zunehmend von argumentati-
ven Beiträgen (Denkschriften) bestimmt. Von diesen wird hier beispielhaft auf die Eigen-
tumsdenkschrift (1962), die Ostdenkschrift (1965), die Friedensdenkschrift (1981), die 
zweite Landwirtschaftsstudie (1984) und die Studie „Menschengerechte Stadt" (1984) einge-
gangen.
Beim Vergleich der Denkschriften zeigt sich ein mehr oder minder erfolgreiches Bemü-
hen um einen innerkirchlichen Konsens sowie um die Versachlichung eines Themas. Die-
ses Bemühen steht jedoch oft in einem Spannungsverhältnis zu der publizistischen Reso-
nanz einer Studie. Als gesellschaftliche Großorganisation ist die EKD den Forderungen 
der unterschiedlichsten Gruppierungen ausgesetzt, die das Ansehen der Kirche für ihre 
Ziele einzusetzen bestrebt sind. Der besondere Beitrag der Kirchen zur politischen Dis-
kussion beruht jedoch darauf, daß sie ihre politischen Aussagen nicht aufgrund geänder-
ter politischer Mehrheitsverhältnisse beliebig wandeln, sondern an das legitimierende 
Gemeingüt als Grundlage einer besonderen Lebensanschauung gebunden bleiben. Aus 
diesem Umstand sowie aus einer zunehmenden Bezugnahme neuer Denkschriften auf frü-
here Arbeiten ergibt sich eine wachsende Verfestigung politischer und sozialer Positio-
nen der EKD.

Anton Rauscher: Die Katholische Kirche im Spannungsfeld von Gesellschaft 
und Politik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 2/85, S. 14—24

Die Untersuchung setzt bei der gesellschaftlichen Präsenz der Katholischen Kirche nach 
1945 ein. Man erwartete, daß Gesellschaft und Staat nach dem Zusammenbruch der natio-
nalsozialistischen Gewaltherrschaft auf der Grundlage der christlichen Wertüberlieferun-
gen aufgebaut würden. Unter diesen Umständen wollte sich die Kirche für einen mögli-
chen Pluralismus politischer Zielsetzungen unter den Katholiken öffnen. Da aber die alten 
sozialistischen und liberalistischen Weltanschauungen wieder auflebten, war es nahelie-
gend, daß sich zu den Christlichen Unionsparteien eine große Nähe ergab.
Nach der Wiederaufbauphase kam es in den sechziger Jahren zu tiefgreifenden Verände-
rungen in der Gesellschaft und in der Kirche. Die Konfessionsschule war nicht zu halten, 
die Stellung zu den Parteien wandelte sich, der „Pluralisierungsprozeß" erfaßte auch die 
Katholiken. Die sogenannten „inneren Reformen", die die sozialliberale Koalition durch-
setzte, führten zu schweren Auseinandersetzungen mit der Katholischen Kirche in der 
Frage des Schutzes des Lebensrechtes der ungeborenen Kinder und des Ehe- und Fami-
lienrechtes.
Die Kirche ist keine „Pressure-group“. Ihr geht es nicht um die bestmögliche Vertretung 
ihrer Interessen, sondern um die Geltendmachung jener Grundwerte, ohne die eine 
Gestaltung der Gesellschaft in Gerechtigkeit und Solidarität nicht möglich ist. Glaube und 
Kirche dürfen weder spiritualisiert noch politisiert werden. Die Kirche wird im eigenen 
Interesse auf die Grenze ihrer moralischen Autorität achten müssen.



Reinhard Henkys: Staat und Kirchen in der DDR
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 2/85, S. 25—38

Die Kirchen in der DDR, vor allem die Evangelische Kirche, ziehen immer wieder publizi-
stische und politische Aufmerksamkeit auch außerhalb der Grenzen ihres Landes auf sich. 
Obgleich die Zahl ihrer Mitglieder inzwischen auf unter 40 Prozent der Bevölkerung 
gesunken sein dürfte, betrachtet auch die SED sie als eine gesellschaftlich relevante Kraft. 
Seit ihrer organisatorischen Verselbständigung gegenüber der bis dahin gesamtdeutschen 
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) 1969 hat sich das Verhältnis zwischen Staat 
und evangelischer Kirche in der DDR von der Konfrontation weg zu einet von beiden 
Seiten gewollten Kooperation auf Teilgebieten gewandelt, ohne daß die aus dem Antago-
nismus zwischen atheistischer Ideologie und marxistischem Glauben resultierende Kon-
fliktlage aufgelöst worden ist. Die von der SED gleichzeitig tolerierte und behinderte 
eigenständige Wirksamkeit der Kirche im gesellschaftlichen Felde hat sie zum program-
matischen Zentrum für solche Gruppen und Aktivitäten werden lassen, die in der westli-
chen Publizistik als „unabhängige Friedensbewegung der DDR" bezeichnet worden sind.
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